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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die sechste Sitzung
der Burgerschaft (Landtag).

Ich begruBle die anwesenden Damen und Herren
sowie die Zuhorer und die Vertreter der Medien.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Flagge zeigen gegen Seepiraterie — Bremische Ree-
der und Schifisbesatzungen vor Ubergriffen durch
Seerauber wirksam schiitzen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 5. September 2011
(Drucksache 18/45)

Wir verbinden hiermit:

Handelsschifffahrt vor Seepiraterie am Horn
von Afrika verstirkt schiitzen

Antrag der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/
Die Grunen
vom 27. September 2011
(Drucksache 18/66)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr.
Heseler.

Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Bodeker.

Abg. Bédeker (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir haben
hier ein ausgesprochen wichtiges Thema, und es ist
auch ausgesprochen wichtig, dass wir hier aus die-
sem Hause in Bremen ein deutliches Zeichen setzen.

(Abg. Dr. Kuhn [Bindnis 90/Die Gru-
nen|: Was Sie sagen, ist immer wichtig!)

Ich glaube, es ist uber den Bereich der Seepirate-
rie sehr viel gesprochen worden, aber es ist leider Got-
tes nicht sehr viel gehandelt worden. Das, was die
Bundesregierung bis jetzt gemacht hat, ist der rich-
tige Weg, aber es ist absolut nicht ausreichend. Wir
haben 2010 eine Entfihrungsquote von 53 Schiffen,
1 181 Seeleute sind als Geisel genommen und acht
Seeleute getotet worden. Ich glaube, wir mussen hier
dringend handeln, und wir miissen den Reedern im
Land Bremen auch ein Instrument in die Hand ge-
ben, um gegen Seepiraterie vorzugehen. Die Anzahl
der Entfihrungen steigt immer weiter, jahrlich um
zehn Prozent, und das ist nicht hinzunehmen.

Ich glaube, das, was die Nordlander inzwischen
planen, ist genau das Richtige. Die Frage ist, wie wir
den Reedern im Land Bremen, aber auch in Deutsch-
land die Moglichkeit geben, gegen Seepiraterie vor-
zugehen. Ich glaube, wir missen hier ein Zeichen
setzen.

*) Vom Redner nicht Gberprift.

Jetzt ist eine Aufgabe naturlich, Handelswege zu
schiitzen, das ist, denke ich, einmal fiir uns im Land
Bremen, aber auch in Deutschland ausgesprochen
wichtig. Es gilt aber auch, die Reeder zu unterstiit-
zen, denn inzwischen ist es so, dass Reeder den Su-
eskanal teilweise nicht mehr nutzen. Das bedeutet,
dass zehn Tage langere Schifffahrtsreisen unternom-
men werden mussen, und die Kosten schlagen sich
ja auch nieder. Es geht aber nicht nur um die Kos-
ten, es geht insbesondere um die Menschen, die es
betrifft, und auch darum, dort zu helfen.

Die Strategie der Seepiratenist ja eine andere ge-
worden. Frither sind sie mit kleinen und schnellen
Booten im Bereich der Kistenregion unterwegs ge-
wesen und haben dort gekapert. Inzwischen haben
sie eine neue Strategie, die naturlich ausgesprochen
gefahrlich ist, namlich mit Mutterschiffen weit hi-
nauszufahren, um dort dann mit kleinen Schiffen ihre
Angriffe durchzufiihren. Das bedeutet aber fir die
Uberwachung in der Kiistenregion —auch durch deut-
sche Fregatten —, dass der gesamte Seebereich nicht
mehr uberwacht werden kann. Wenn der gesamte
Seebereich nicht mehr iberwacht werden kann, ist
die Sicherheit natiirlich nicht zu garantieren. Dass man
in den letzten Tagen relativ wenig tber Vorfélle in
der Region gelesen hat, liegt einfach daran, dass die
Wetterlage dort im Moment schwierig ist. Das Wet-
ter wird aber inzwischen besser, sodass es im nachsten
Monat mit Sicherheit wieder mehr Uberfélle geben
wird. Dort mussen wir handeln.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben uns in unserer Fraktion die Diskussion
auch nicht leicht gemacht. Wir haben heftig tiber den
richtigen Weg diskutiert. Man kann die ordnungs-
politische Seite betrachten, indem man sagt, die Bun-
despolizei oder die Marine mussen die Aufgabe tber-
nehmen. Das ist aber auch kurzfristig insgesamt leider
nicht moglich. Deswegen sind wir der Auffassung,
dass man den Reedern auch ein anderes Instrument
geben sollte, namlich das Instrument private Wach-
dienste, die an Bord mitfahren. Hier miissen natir-
lich, und das haben wir in unserem Antrag auch ver-
nunftig ausgedruckt, strenge MaBstabe vorausgesetzt
werden. Die strengen MaBstdabe sind nattrlich, dass
die, die diese Uberwachungstéitigkeiten ausfiihren,
dann auch kontrolliert, verntnftig ausgebildet und in
die Lage versetzt werden, Angriffe auch abzuweh-
ren, denn das, was man bis jetzt macht mit Nebel-
anlagen an Bord, ist mit Sicherheit nicht ausreichend.
Das gentugt nicht, sondern hier muss auch eine be-
waffnete Abwehr erfolgen konnen.

Ich weiB nicht, wer von Ihnen die Befreiung eines
Seeschiffes durch die hollandische Kriegsmarine mit-
bekommen hat. Ich glaube, es ist dann schon zu spat,
und es hat bei dem Einsatz ja auch Tote gegeben, weil
dort Piraten an Bord wieder gefangen genommen
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worden sind. Ich meine, wir mussen dafir sorgen,
dass die Piraten erst gar nicht an Bord kommen,
deswegen mussen wir die Reeder in die Lage ver-
setzen, auch Wachdienste an Bord zu haben, denn
das ist leider Gottes durch Bundesmarine und Bun-
despolizei allein nicht zu schaffen, insbesondere bei
den groBen Radien, in denen die Piraten inzwischen
agieren.

Eine andere Sache — das muss man bei dieser Dis-
kussion naturlich auch erwahnen - ist nattrlich auch
die Frage, warum Piraterie in solchen Landern statt-
findet. Ich glaube auch, dort sind Wirtschaftsforde-
rung und Entwicklungshilfe eine wichtige Aufgabe,
die dort naturlich auch eine groB3e Rolle spielt, um die
Menschen erst gar nicht dazu zu bringen, solche Uber-
falle durchzufihren.

(Beifall bei der CDU)

Somalia ist ja gerade in dem Bereich ein krisen-
geschiitteltes Land mit vielen Jahren Burgerkrieg, und
auch dort besteht dringender Handlungsbedarf. Ich
glaube aber, es ist fur uns wichtig, hier von diesem
Hause aus ein Zeichen zu geben und zu sagen, dass
die Reeder nicht allein sind, denn das Problem das
man jetzt in den Statistiken auch erkennen kann,
besteht: Schiffe unter deutscher Flagge sind am be-
liebtesten bei den Piraten, weil dort auch am meis-
ten Losegeld gezahlt wird. Das darf nattrlich nicht
so sein, und das fuhrt nachher dazu, dass man jetzt
nicht wegen der Personalkosten, sondern aus Sicher-
heitsgrinden ausflaggt, das ist nattirlich nicht unser
Ziel. Unser Ziel ist es ja, moglichst viele Schiffe un-
ter deutscher Flagge fahren zu lassen, deswegen bitte
ich Sie, unserem Antrag zuzustimmen!

Das, was SPD und Biindnis 90/Die Griinen mit ih-
rem Dringlichkeitsantrag vorgelegt haben, ist nattrlich
etwas, mit dem man es sich ganz leicht macht, indem
man sagt, das soll alles vom Bund erledigt werden,
der Rest interessiert uns nicht. Das ist logistisch aber
nicht leistbar. Herr Schildt, dort sollten Sie vielleicht
noch einmal in sich gehen, ob man nicht sagt, dass
beide Moglichkeiten der richtige Weg sind, denn wir
haben ja eine wichtige Aufgabe: Wir wollen fiir die
Reeder in Deutschland ein deutliches Signal setzen,
dass sie nicht allein mit einem grofen Problem da-
stehen, sondern dass wir an ihrer Seite sind. - Herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Biindnis 90/Die Grinen)*): Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren!

*) Vom Redner nicht Gberprift.

+ Wer die Piraterie vor Somalia beseitigen will, muss
sich an die Ursachen machen, und die liegen an Land,
namlich in einer weiteren Destabilisierung des Lan-
des.” Das ist ein Zitat aus meiner Rede in der Debatte
vor fast genau drei Jahren, die wir hier gefiihrt ha-
ben. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch kein EU-
Mandat, das nachfolgend dann beschlossen worden
ist, namlich das EU-Mandat NAVFOR Atalanta.

Wer sich dieses Mandat einmal anschaut, wird fest-
stellen, Kollege Bodeker, dass man doch ein bisschen
praziser hinschauen muss. In diesem EU-Mandat geht
es nicht darum, die Piraterie auf See in erster Linie
zu bekdampfen und mit moglichst hohem militarischen
Einsatz dort prasent zu sein, sondern das Mandat, auf
das sich der Einsatz der Bundesmarine und auch der
Bundespolizei vor Ort stitzt, ist ein Mandat zur Be-
gleitung von Schiffen der Welthungerhilfe.

Allein im Jahr 2011 hat dieses Mandat 100 Schif-
fe begleitet, die auch sicher angekommen sind. Die
in diesen Konvois zusammengestellten Handels- oder
auch Passagierschiffe, die ja auch dazugehoren, sind
alle unbeschadet von Angriffen durch den Golf von
Aden gekommen. Dies ist eine Einsicht, die ich nach
einer wirklich beeindruckenden Rede von Fregatten-
kapitan Abry auf dem diesjahrigen Kapitanstag ge-
hort habe. Er ist Kommandant der Fregatte Nieder-
sachsen, war drei Wochen nach seinem Einsatz vor
Somalia auf dem Kapitanstag und hat wirklich be-
eindruckend geschildert, dass der Einsatz im Rahmen
von Atalanta als Begleitschutz des Welternahrungs-
programms 100 Lebensmitteltransporte dort beglei-
tet hat.

Er sagt auch, dass das Angebot an die Handels-
schifffahrt, im Rahmen dieser begleiteten Transpor-
te in Konvois zu fahren, ein sicherer Schutz ist, weil
wahrend seines Einsatzes und auch wahrend der
letzten Jahre diese Schiffe nicht angegriffen worden
sind.

Er hat auch noch einmal klargestellt, dass die Schit-
fe, die sich aus 6konomischen Griinden nicht an die
Empfehlungen der UN halten, hier in begleiteten Kon-
vois zu fahren, sondern aus rein 6konomischen Grun-
den ihre Fahrtgeschwindigkeit beibehalten und al-
lein und auf eigenes Risiko durch das Meergebiet fah-
ren, oftmals der Gefahr ausgesetzt sind, uiberfallen
zu werden. Er sagt auerdem, dort, wo die MaBnah-
men zum Schutz der Schiffe, die die UN herausgibt,
eingehalten wurden, sind auch unbegleitete Trans-
porte bis heute nicht uberfallen worden. Das fand ich
sehr beeindruckend. Erist ein Fregattenkapitan, der
dort wirklich unter hochstem Einsatz mit seiner Mann-
schaft unterwegs ist. Er sagt klar und deutlich, dass
der UN-Einsatz zum Schutz der Schiffe der Welthun-
gerhilfe ein Erfolg ist, und er hat auch klar darauf hin-
gewiesen, dass hier das Problem nicht auf See, son-
dern an Land zu finden ist.

Weiterhin gilt die Situation in Somalia als die
schlimmste Situation auf dem afrikanischen Konti-
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nent. Das sagt auch der Sonderbeauftragte des UN-
Generalsekretars Ahmedou Ould-Abdallah. Nach wie
vor ist es so, dass Somalia eines der instabilsten Lander
ist. Der Versuch Athiopiens, dort einzugreifen, hat
nicht zur Beruhigung der politischen und der mensch-
lichen Situation gefuhrt, sondern er hat genau das
Gegenteil bewirkt, namlich eine weitere Destabili-
sierung des Landes.

Sie haben sicherlich recht, Herr Bodeker, wenn Sie
sagen, dass die Gefahr fir die Handelsschiffe, tiber-
fallen zu werden, dort enorm ist und dass auch je-
des Jahr dort mehr Schiffe tiberfallen werden, aber
die Forderung nach — wie Sie es sagen — Wachschutz
auf Handelsschiffen halte ich dann doch fiir mehr
als abstrus.

Wir haben in der Bundesrepubik Deutschland ein
Waffengesetz, das klar regelt, wer welche Waffen
nutzen darf. Wenn Sie Ihre Wachtrupps dort an Bord
setzen wollen, also private Wachtruppen, die Vessel
Protection Teams heillen und zertifiziert sind, dann
handelt es sich um nichts anderes als Soldner, die dort
an Bord sind und die nicht mit Luftgewehren dort
arbeiten konnen,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

sondern ganz klar mit Kriegswaffen an Bord gehen
mussen, um den Piraten, die ebenfalls hochgertstet
sind, begegnen zu koénnen.

Wer sich einmal mit der gesetzlichen und auch der
grundgesetzlichen Grundlage auseinandersetzt, wird
sehr schnell feststellen, dass er an mehreren Artikeln
des Grundgesetzes scheitert; nicht nur an Artikel 87 a
des Grundgesetzes, auch der Artikel 24 ist betroffen,
und am Waffengesetz, das wohlweislich nach dem
Zweiten Weltkrieg geschaffen worden ist, im Beson-
deren. Wer will die Verantwortung tibernehmen, wenn
die so hochgelobten ehemaligen Bundeswehrsoldaten
oder sonstige Soldner an Bord gehen und entschei-
den, auf das Schiff schiefen wir, dieses wird ange-
griffen, und die Entscheidung ist eine Fehlentschei-
dung? Soll der Kapitan an Bord, die privaten Sicher-
heitsteams oder die Bundeswehr die Verantwortung
ubernehmen, oder soll hier eine gesamtgesellschaft-
liche Haftung stattfinden? Ich glaube, dies ist nicht
zumutbar.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Die Forderung nach mehr prasenter privater Ge-
walt an Bord von Schiffen ist sicherlich leicht. Auch
ist mir bekannt, dass die Wirtschaftminister in nachster
Zeit irgendwann im Oktober zusammensitzen und
dies miteinander vereinbaren wollen. Fiir Biindnis 90/
Die Grunen kann ich sagen, dass wir dem mehr als
skeptisch gegenuberstehen und weiterhin darauf set-
zen, dass die Ursachen zum Ausbruch solcher Ge-
walt starker im Rahmen der Entwicklungshilfe ver-
hindert werden missen. Wer zulasst, dass man das

Meer vor Somalia mit europaischen Fischfangflotten
entgegen jeder gemeinsamen Fischereipolitik leer
fischt, um dann den Somalis ihren Lebensunterhalt
zu nehmen, wer zuldasst, destabilisierende politische
Systeme weiter ausufern zu lassen, muss sich nicht
wundern, wenn die Menschen dort aus Verzweiflung
und inzwischen leider auch aus 6konomischer Sicht
zu solchen Mitteln greifen. Private, hochgertstete Si-
cherheitsteams sind fiir uns aber keine MafBnahme.
—Vielen Dank!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Prasident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Eine sinnvolle und vernunfti-
ge Bekampfung der Piraterie auf der Welt und spe-
ziell in dem Bereich vor Somalia, iber den wir spre-
chen, kann man nur durchfiithren, indem man Ent-
wicklungshilfe leistet und stabile Regierungen vor Ort
so unterstiitzt, dass es gar nicht zu diesen sozialen
Problemen kommt, die wir heute in der Diskussion
haben: Bekampfung der Piraterie, also, soziale Ver-
antwortung in den Landern ist die Antwort auf die
Piraterie!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wenn man im Internet einmal recherchiert, wie
lange es die Piraterie schon gibt und was die Aus-
gangspunkte dafur sind, sind es heute im Wesentli-
chen die Lebensperspektiven der Menschen vor Ort,
die keinen anderen Ausweg finden. Das ist aber keine
Begriindung, Piraterie zu betreiben, sondern —ich wie-
derhole mich da - vernunftige politische Untersttt-
zung ist aus unserer Sicht zu leisten, um Entwicklungs-
hilfe stark zu machen. Die Bekampfung der Pirate-
rie, daran geht, glaube ich, auch kein Weg vorbei,
ist und bleibt hoheitliche Aufgabe, alles andere ware
aus unserer Sicht falsch.

Herr Kollege Bodeker hat vorhin gesagt, es wird
zu wenig getan. Ja, die Bundesregierung ist hier in
der Verantwortung, mehr Soldaten in dem Bereich
einzusetzen, als sie bisher zur Verfugung stellt, das
Engagement der Bundesregierung reicht nicht aus.
Deswegen ist Ihr Antrag ja richtig, lieber Kollege Bo-
deker, aber Sie stellen zumindest mit Ihrer Partei die
Bundesregierung, und diese muss an dieser Stelle han-
deln.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Esist schon sehr interessant: Sie brauchen nur eine
GroBe Anfrage des Kollegen Beckmeyer fiir die SPD-

©)
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Bundestagsfraktion vom August dieses Jahres zu be-
trachten, in der werden wirklich alle Probleme im De-
tail dargestellt und seit 2008 ist immer wieder die
Forderung erhoben worden, die Bundesregierung sol-
le zusammenhdangend aus einem Guss entsprechende
Entscheidungen treffen. Es passiert leider nichts.
Wahrscheinlich ist das Problem zu komplex, aber es
ist zu einfach, in der Bremischen Burgerschaft den
Senat mit Fristen aufzufordern, wobei eigentlich die
Bundesregierung hier in der Verpflichtung ist, ihre
Arbeit zu leisten.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Der Schutz von Schiffen und Seeleuten ist nicht nur
aus Bremer Sicht wichtig, sondern allgemein, ob sie
nun unter deutscher oder einer anderen Flagge fah-
ren. Es geht dort um Menschen, die in eine Situati-
on kommen, die ich mir gar nicht vorstellen kann: Was
passiert, wenn ein Schiff gekapert wird?

Fir uns steht an erster Stelle der Schutz der Han-
delsflotte und der deutschen Seeleute, aber auch der
Schutz aller anderen Seeleute im Vordergrund, weil
auch auslandische Schiffe genauso einen Anspruch
haben, geschiitzt zu werden, und wir naturlich aus
deutscher Sicht eine besondere Verantwortung fur
die Schiffe unter deutscher Flagge haben.

Der Bremer Rhederverein hat sich vor zweieinhalb
Wochen auf seiner Veranstaltung und der Kapitans-
tag im Rathaus, der Kollege Willmann hat es ein-
drucksvoll geschildert, aktuell mit der Frage der Pi-
raterie befasst. Ich glaube, dass jeder hier im Haus
die Sorgen des VDR und die Sorge der Reeder ver-
stehen kann. Es besteht hier Handlungsbedarf, da-
mit die Handelsschiffe und die Menschen entspre-
chend sicher an ihren Orten ankommen. Allerdings
darf dies nur auf Grundlage von klaren rechtlichen
Kompetenzen gelost werden. Deswegen kann ich mir
nicht vorstellen, dass ein Schiff, das heute mit mili-
tarischen Mitteln angegriffen wird ——. Das sind ja kei-
ne Wasserpistolen mehr, um es vorsichtig salopp zu
sagen, sondern es sind hochgerustete militarahnli-
che Einheiten, die nicht militarisch sind, sondern Pi-
raten, denen man nicht mit einfachen Mitteln antwor-
ten kann. Ich kann mir nicht vorstellen, dass private
Sicherheitsdienste, ganz normale Menschen, in den
Besitz von Militarwaffen kommen. So sagt auch ein
Gutachten der Bundesregierung, es sei ausgeschlos-
sen, dass militarische Waffen in den Besitz von Pri-
vatpersonen kommen.

Wir brauchen einen richtigen Schutz! Wir brauchen,
wenn wir zur Sicherheit Personen auf den Handels-
schiffen haben, die Bundeswehr, die Bundesmarine,
also Personen, die auch in der Lage und ausgebil-
det sind, gegenuber Piraten in gleicher Form entspre-
chend handeln zu kénnen. Ich kann mir daher nicht
vorstellen, den Weg weiterzugehen, private Sicher-
heitsdienste mit Waffen auszuriisten, die auch nur

annahernd in der Lage sind, Piratenangriffen Einhalt
zu gebieten.

Man musste auch aufpassen, was eigentlich pas-
sieren wiirde, wenn diese Schiffe — wenn man das
einmal so machen wtrde und private Sicherheitsdiens-
te mit Militarwaffen ausstatten wiirde —in fremde Ha-
fen einliefen. Laufen sie dort eigentlich als Kriegs-
schiffe ein, haben sie eigene Waffen an Bord? All das
wird auch in der Begutachtung des Bundestags als
Frage aufgeworfen. Deswegen haben wir uns dazu
entschieden, einen Dringlichkeitsantrag einzubrin-
gen, der sich mit den wesentlichen und wichtigen Din-
gen befasst, die wir hier von Bremen aus regeln kon-
nen, also im Rahmen der Operation NAVFOR Ata-
lanta verstarkt tatig zu werden, Einfluss auf das nord-
atlantische Biindnis zu nehmen, damit weiter der Be-
drohungslage entsprechend begegnet werden kann,
und unverzugliche Regelungen fiir die Aufrecht-
erhaltung der staatlichen Gewaltmonopole und den
Schutz der Handelsschiffe, die auf den Meeren un-
terwegs sind, zu schaffen. Man braucht ja nur nach
Hamburg zu schauen und einmal nachzufragen: Wer
debattiert eigentlich in letzter Zeit uber Piraterie? Da
ist ein gleicher Antrag in der Hamburgischen Biur-
gerschaft diskutiert worden.

Ich glaube, Herr Kollege Bodeker, dass das The-
ma wichtig ist. Es wurde im Jahr 2008 in der Aktuel-
len Stunde zuletzt diskutiert. Ich finde aber, es ist
richtig, dass wir hier die Verantwortlichen benennen
und nicht auf Bremer Ebene den Senat bitten, uns
vorzulegen, was er dazu sagt. Nein, hier ist noch ein-
mal wiederholt die Bundesregierung gefordert, in ihrer
Verantwortung im Rahmen ihrer militarischen Zustan-
digkeit uber den Tellerrand hinaus zu handeln, denn
die Sicherheit der Handelsschiffe hat auch etwas mit
uns zu tun. Wir in Bremen, Bremerhaven, der Bun-
desrepublik und der Welt, sind am Ende ja auch die-
jenigen, die von der Handelsschifffahrt leben, des-
wegen bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen,
unseren Antrag zu unterstutzen, der klare Signale gibt.
Wir machen uns Sorgen um die Gedanken der Ree-
derverbdande, wir miissen aber um Verstandnis bitten,
dass wir uns auch nur auf klaren rechtlichen Grund-
lagen bewegen kénnen. Ich bitte um Unterstiitzung
unseres Antrags! — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Dass eine der Hauptursachen —
zumindest am Anfang - fur die Flucht in die Pirate-
rie in Somalia ein zerstortes Somalia ist, haben mei-

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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ne Vorredner mittlerweile auch schon betont. Was sie
ein bisschen auler Acht gelassen haben, ist, dass das
kein Zufall ist und die Menschen in Somalia das im
Wesentlichen nicht selbst zu verantworten haben,
sondern die Ursachen sind die Zerstorung ihrer Le-
bensgrundlage durch illegale Fangflotten der Indus-
trielander, die ihnen die Kiisten leer gefischt haben,
und illegale Giftmiullverklappung an den Kisten. Ich
habe gestern noch ausgesprochen bedriickende Vi-
deos sehen miissen, in denen Riesenfasser mit unbe-
kanntem Inhalt an die Kusten Somalias gesptilt wor-
den sind. Es haben offensichtlich eine ganze Reihe
von Personen Verbrechen gegen die Umwelt und auch
gegen das somalische Volk begangen, indem sie dort
Giftmull verklappt haben.

Wenn man sich jetzt also die Frage stellt, wie kann
man die Seepiraterie erfolgreich bekampfen, ist eine
Antwort hier schon gegeben worden. Unglicklicher-
weise findet sich in den Antragen, die heute hier zur
Debatte stehen, gar nichts davon. Die Antwort ist
namlich, dass man, wenn man Seepiraterie in Somalia
bekampfen will, Hunger und Elend in Somalia be-
kampfen muss, und das ist der einzige Weg, auch See-
piraterie zu bekampfen.

Militarisch ist das, was von denjenigen vorgeschla-
gen wird, die sich damit befasst haben, fragwurdig.
Es gibt eine zunehmende Anzahl von Kriegsschiffen
aus verschiedenen Landern vor Ort. Bisher hat die
Prasenz von Kriegsschiffen nicht dazu gefiihrt, dass
die Seepiraterie zuriickgegangen ist. Mittlerweile ist
es ein boomendes Geschaft. Es ist mittlerweile von
der Flucht in eine Notlosung der somalischen Bevol-
kerung zu einem boomenden Geschaft geworden.
Nach meinen Informationen haben sich mittlerweile
die Mafia und andere langst das Geschaft unter den
Nagel gerissen. Es istin der Tat so, dass sie ungefahr
200 Millionen bis 300 Millionen Dollar pro Jahr an
Losegeld kassieren. Das ist ungefahr die Halfte bis
zwei Drittel der Summe, die mittlerweile fir die Pra-
senz von Schiffen ausgegeben wird, aber die Prasenz
von Schiffen vor Ort hat bisher nicht zur Losung des
Problems beigetragen.

Nun soll es darum gehen, dass Leute auf den Schif-
fen fahren sollen, die richtig bewaffnet sind. Die Frage
ist: Ist das eine Losung? Es ist tibrigens kein Problem
in den Hafen, denn es ist gar nicht daran gedacht,
dass sie die ganze Zeit auf den Schiffen fahren. Es
ist daran gedacht, irgendwelche Schiffe vor Ort zu
haben, wohin die Sicherheitsmannschaften mit klei-
nen Schiffen an Bord gebracht werden, dann fahren
sie ein Stiick mit, bis sie das gefahrdete Gebiet ver-
lassen haben, dann wechseln sie wieder auf andere
Schiffe nordlich oder stidlich, je nachdem, von wo sie
gekommen sind, fangen sie wieder an. Das mit den
Hafen ist also kein Problem.

Es bleibt die Frage, ob das wirklich eine Losung
ist. Wir miissen konstatieren: Bisher sind diese Uber-
falle, so dramatisch sie fiir die Betroffenen auch ge-
wesen sind, in aller Regel eher glimpflich verlaufen.

Bleibt das so, wenn wir hochgerustete Sicherheitskrat-
te an Bord bringen? Meiner Meinung nach nicht! Mei-
ner Meinung nach provozieren wir dann mehr Zwi-
schenfalle, mehr Tote und mehr Verletzte, als es sie
bisher gegeben hat. So dramatisch es bisher auch ge-
wesen sein mag, das wurde die Gewaltspirale nach
oben drehen.

Ich fasse zusammen: Wir werden beide Antrage
ablehnen, erstens, weil militarisch nichts zu gewin-
nen ist, zweitens, weil der Einsatz von bewaffneten
Soldnern auf Schiffen selbstverstandlich vollstandig
indiskutabel ist und weil diese Antrage nicht einmal
einen Hauch davon enthalten, wie man dieses Pro-
blem bekampfen konnte. Ich sage, man stoppt die See-
piraterie, wenn man Raubfischerei stoppt, wenn man
Giftmullverklappung und auch Waffenexporte stoppt.
Es ist ja keine Binsenweisheit, dass diejenigen, die
da jetzt vermeintlich hochgertstet in ihren Motorboo-
ten Schiffe iiberfallen — —. Woher haben sie denn die
Waffen? Die haben sie in Somalia nicht selbst gebaut!
Jede Waffe, die wir exportieren, landet irgendwo, und
letztendlich landet sie moglicherweise auch bei de-
nen, die wir dann mit unseren Waffen bekampfen wol-
len.

Eine weitere Mafinahme ware also: Fordern Sie die
Bundesregierung auf, sofort jegliche Waffenexpor-
te zu stoppen, dann tun Sie wahrscheinlich mehr ge-
gen Seepiraterie als mit diesen MaBinahmen! Horen
Sie also auf, an der Gewaltspirale zu drehen, zeigen
Sie Flagge gegen Hunger und Elend in Somalia, mit
Kanonenbooten und Soéldnern 16sen Sie das Problem
nicht! — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Bodeker.

Abg. Bodeker (CDU): Herr Prasident, meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Zunachst einmal, lie-
ber Herr Schildt: Sich hier hinzustellen und zu sagen,
die Bundesregierung ist Schuld, der Rest interessiert
uns nicht, wir entscheiden hier einmal, halte ich nicht
fur die richtige Vorgehensweise,

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Aber dass es ein auBlenpolitisches
Thema ist, das stimmt schon, nicht?)

sondern hier ist ja 2008 die UN-Resolution mit deut-
scher Zustimmung verabschiedet worden, und seit
der Zeit laufen dementsprechend die Einsatze zur Be-
gleitung der Schiffe, die Versorgungsleistungen voll-
bringen. Das ist, denke ich, vollkommen unumstrit-
ten, und fir den Rest gibt es ja den Prufauftrag der
Bundesregierung, in dem man einmal austestet, wie
das eigentlich geht.

Die Fragen, die hier aufgeworfen werden, sind ja
noch gar nicht geklart. Man hat gesagt, wir priifen
einmal, wie so etwas eigentlich gehen wirde. Man
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muss dazu naturlich auch wissen, dass andere Nati-
onen bewaffnete Teams an Bord haben. Man muss
feststellen, dass diese Schiffe zundachst einmal nicht
uberfallen worden sind, genau, wie hier auch gesagt
worden ist, wie die Schiffe, die durch Fregatten be-
gleitet wurden, logischerweise auch nicht angegrif-
fen worden sind. Insofern ist das schon eine Moglich-
keit. Die Situation spitzt sich ja zu, die Zahl der Uber-
falle nimmt deutlich zu, und deswegen mussen wir
reagieren und zusatzlich handeln. Insofern glaube ich
schon, dass man einmal prifen sollte, welche Mog-
lichkeiten bestehen.

Kein Mensch will Kriegswaffen an Bord haben. Es
wird hier ja auch gesagt, halbautomatische Waffen
wirden schon reichen, weil uns das andere Natio-
nen gezeigt haben. Es ist ja nicht unbedingt verkehrt,
auch auf die Sicherheit auf den Schiffen zu achten.
Das ist der Punkt, an dem wir jetzt handeln missen,
weil alles andere, das, was von den LINKEN gekom-
men ist, natirlich auch nur mittel- und langfristig
wirken kann. Bis dahin miissen wir aber, denke ich,
auch handeln, was unsere Seeschifffahrt angeht.

Insofern ist unser Antrag ausgesprochen sinnvoll.
Ich halte es fiir falsch, von vornherein einen Punkt
zu setzen und zu sagen, wir werden uns nicht wei-
ter damit beschaftigen, soll Berlin doch machen, was
es will. Ich halte das fur einen falschen Weg. Deswegen
haben wir unseren Antrag auch relativ vorsichtig for-
muliert, um einmal auszuloten, welche Moglichkei-
ten uberhaupt bestehen. — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Bodeker, dieses Thema eignet
sich eigentlich nicht dafur, in die iiblichen politischen
Reflexe zu verfallen.

(Abg. Bodeker [CDU]: Genausoistes!
—Abg. Strohmann [CDU]: Dann las-
sen Sie es!)

Trotzdem ist aber doch erlaubt zu sagen, wer an
dieser Stelle die Verantwortung hat. Ich habe in mei-
nem Redebeitrag lediglich von der Verantwortung fir
die Zustandigkeit zur Losung des Problems gespro-
chen. Wir wissen, dass es auf der norddeutschen Mi-
nisterebene — Wirtschafts-/Innenminister — Arbeits-
gruppen gibt, auch unter Beteiligung Bremens, die
sich damit beschaftigen. Ich sage Ihnen, fur die Bre-
mer SPD ist das Thema der Piraterie und der negati-
ven Auswirkungen fiir die Menschen und fiir die Han-
delsleute wichtig, trotzdem benenne ich hier im Par-
lament die politische Verantwortlichkeit, die der Bun-
desregierung fur die Losung zukommt, Punkt!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Als Abgeordneter, als Politiker will ich mich niemals
soweit versteigen zu sagen, ob ein automatisches Ge-
wehr oder was auch immer das richtige Einsatzmit-
tel ist, gegentuiber Piraten zu agieren. Dafir gibt es
Fachleute, die das viel besser konnen, als ich es kann.
Deswegen kann ich nur politisch darauf antworten,
ich kann mir bei dieser Gewaltsituation vor Somalia
nicht vorstellen, dass es private Sicherheitsdienste gibt,
die mit gleicher Bewaffnung dem Herr werden kon-
nen. AuBerdem habe ich damit ein rechtliches Pro-
blem, denn dies ist eine Aufgabe der hoheitlichen
Daseinsfursorge fur die Handelsschifffahrt und fur die
Seeleute, aber fir keinen anderen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wenn ich das so sage, dann betone ich abschlie-
Bend noch einmal, dass mir die Sorgen und Noéte der
Reederverbande durchaus sehr bewusst sind und dass
aus Bremen nicht das Signal kommt, die Sozialde-
mokraten wurden sich nur darauf versteifen, gegen
die Bundesregierung zu opponieren und sonst kei-
ne Verantwortung ubernehmen. Das weise ich zu-
ruck! Wir sind genauso an der Seite des Verbands
deutscher Reeder und der Beteiligten, allerdings ha-
ben wir eine politische Bewertung dieses Themas vor-
zunehmen. Die Verantwortung befindet sich in den
Héanden der Bundesregierung und in den Kommis-
sionen. Es ware hilfreich, Herr Kollege Bodeker, wenn
Sie auf der Ebene, auf der Sie als CDU Mitverant-
wortung tragen, genauso engagiert mit Ihren Kolle-
ginnen und Kollegen in die Debatte einsteigen wtr-
den, wie Sie es heute hier mit dem Bekenntnis zur
Handelsschifffahrt fur Bremen und Bremerhaven ge-
tan haben.

Die Verantwortung liegt bei der Bundesregierung.
Wenn wir dann zusammen durch unseren Antrag der
Regierungskoalition dazu beitragen, den richtigen
Weg zu beschreiten, haben wir etwas Gutes getan.
— Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Biindnis 90/Die Grunen): Herr Pra-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Kol-
lege Bodeker, ich glaube, ich muss doch noch einmal
verdeutlichen, in welchem Spannungsrahmen wir uns
hier eigentlich bewegen. Die Bundesregierung hat
eine Ausarbeitung in Auftrag gegeben: Schutz vor
Piraten durch private Sicherheitsdienste. Sie ist noch
nicht so alt, sie kommt frisch aus dem August. Ich will
Thnen nur einmal eine oder zwei Passagen daraus zi-
tieren, damit Sie wissen, in welchem Spannungsfeld
wir uns eigentlich befinden.
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Es wird grundsatzlich die Frage zu klaren sein, denn
sie ist auch noch nicht geklart, ob uberhaupt eine
einklagbare Schutzverantwortung Deutschlands fir
deutsche Schiffe, die von Piraten bedroht sind, be-
steht. Das hort sich sehr einfach an, die Juristen hier
im Hause werden wissen, wenn man nach einklag-
barer Schutzverantwortung fragt, dann ist das etwas
ziemlich Grofies, das sich namlich aus dem Grund-
gesetz ableiten lasst.

Die nachste sehr schwierig zu klarende Frage, und
davon bin ich weit entfernt, ich kann nur fir die Grii-
nen sagen, dass das fur uns keine Option ist: Muss
fur das Fuhren von Kriegswaffen durch private Si-
cherheitsdienste das Waffenrecht geandert werden,
und welche Verbindungen bestehen hier zum Gewer-
berecht? Kein Schutzdienst, wie er auch oftmals hier
im Hause ist, ist in der Lage, diese Waffen tiberhaupt
besitzen, sie benutzen oder mitfiihren zu diirfen. Das
deutsche Waffenrecht unterscheidet da klar. Wenn
Sie von Kriegswaffen reden, und die fallen unter das
Kriegswaffengesetz, dann sage ich ein klares Nein
zur Anderung, wohlweislich ist das aus guten Erfah-
rungen so gesteuert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Die letzte Frage, und die ist auch entscheidend, Herr
Kollege Bodeker: Wie ist eigentlich die Haftung fir
die Kapitane geregelt? Wenn Zivilisten beim Einsatz
privater Sicherheitsdienste gegen Piraterie an Bord
von Handelsschiffen zu Schaden kommen oder an-
deren Schaden zufligen, wer ist dann haftbar? Der
Kapitdan ist unumstritten, wie es so schon heifit, Herr
an Bord, Herr aller Entscheidungen. Ubernimmt er
auch die Verantwortung dafur, wenn private Sicher-
heitsdienste falsch entscheiden, wenn tatsachlich einer
der wenigen Fischer mit seinem Fischerboot vor So-
malia unterwegs ist, sie ihn als vermeintlichen Pira-
ten betrachten und einmal kurzerhand das Schiff ver-
senken und dabei Menschenleben gefdhrden?

Diese Fragen bewegen die Bundesregierung. Ich
glaube auch, Sie haben recht, wenn Sie sagen, die
Bundesregierung muss mehr handeln. Das haben Sie
zu Anfang Ihrer ersten Rede gesagt, der Kollege
Schildt hat das auch gesagt, und ich glaube das auch.
Jetzt aber den Senat aufzufordern, gemeinsam mit
dem Bund und den im Land Bremen ansassigen Ree-
dereien Gesprache uber die Einrichtung einer staatlich
anerkannten Akademie fiir die Ausbildung von Vessel
Protection Teams, also privater Sicherheitsdienstleister,
zu fuhren, damit schieBen Sie mehr als tiber das Ziel
hinaus, um da in der Analogie zu bleiben. — Vielen
herzlichen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Das Thema Piraterie ist fiir uns seit
Langem ein ganz wichtiges Thema, tiber das wir mit
dem Bremer Rhederverein, mit den Unternehmen und
nattirlich auch mit den anderen Bundeslandern und
der Bundesregierung in Gesprachen sind. Ich will ei-
nes vorweg sagen — das ist hier ja auch betont wor-
den —, entscheidend ist: Wenn man die Piraterie be-
kampfen will, muss man an den Ursachen ansetzen.
Wenn man die Ursachen nicht in den Griff bekommt,
wird man auf Dauer das Problem der Piraterie nicht
l6sen konnen. Das ist eine ganz entscheidende Vo-
raussetzung.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Gleichzeitig ist es aber so, dass wir auch kurzfris-
tige und mittelfristige Losungen angehen miissen, und
hier ist eines, glaube ich, Herr Bodeker, ganz klar —
das kann ja auch niemand bestreiten, egal ob man
Schuld oder Verantwortung sagt —, die Verantwortung
liegt klar und eindeutig bei der Bundesregierung und
nicht bei den Bundeslandern und anderen.

Die Bundesregierung ist hier fiir die AuBenpolitik
und die Sicherheitspolitik zustandig. Sie ist gefordert,
Losungen zu finden, sie arbeitet daran, und sie braucht
sehr viel Zeit. Es sind auch sehr komplizierte juristi-
sche Probleme. Aus Sicht des Wirtschaftsressorts muss
man sicherlich sagen, dass die Bekampfung der Pi-
raterie zunachst eine hoheitliche Aufgabe bleiben
muss. Welche kurzfristigen MaBBinahmen man auch
ergreift, es ist primar eine hoheitliche Aufgabe. Da-
ran sollte sich auch nichts andern, gleichwohl muss
fir uns der Schutz der Seeleute, ich sage ausdruck-
lich, nicht nur der deutschen Seeleute, sondern auch
der auslandischen Seeleute und der Seeleute, die auf
deutschen Schiffen, aber nicht unter deutscher Flagge
fahren, ein Thema sein.

Wir haben in den letzten Wochen und Monaten
Gesprache gefuhrt. Esist, glaube ich, bereits von dem
Abgeordnete Willmann darauf hingewiesen worden,
dass dies ja auch ein zentrales Thema auf dem Bre-
mer Kapitanstag Anfang September gewesen ist. Wir
hatten noch in dieser Woche mit dem Staatssekretar
des Wirtschaftsministeriums, Herrn Otto, dartiber
gesprochen. Es zeichnet sich ab, dass die Bundesre-
gierung, die Bundesministerien fir Inneres, Vertei-
digung, Wirtschaft und Verkehr, kurz vor der Fertig-
stellung eines gemeinsamen Konzepts ist, das eine
Erhohung der Kapazitaten der Marine in dem Bereich
zum Gegenstand hat, dasist sicherlich auch eine ganz
wichtige Aufgabe.

Daruiber hinaus wird auch an dem Thema der Ei-
gensicherung der Schiffe durch Reeder gearbeitet,
und es werden Vorschldage dazu erarbeitet, dabei wur-
de auch die Frage hoheitlicher Schutzdienste aufge-
worfen. Dies erfolgt in enger Zusammenarbeit mit dem
Verband deutscher Reeder, auch mit den Bundeslan-
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dern. Fur uns ist es ganz wichtig, dass wir versuchen,
eine gemeinsame Position der norddeutschen Bun-
deslander zu diesen Fragen zu erreichen, dort sind
die Reedereien in der Regel angesiedelt. Wir mus-
sen sehen, dass wir hier eine gemeinsame Position
hinbekommen.

Hoheitliche Schutzdienste auf Schiffen konnen die
Sicherheit verstarken. Wir missen jedenfalls kurz-
fristige MaBnahmen ergreifen und kénnen nicht nur
auf langfristige Regelungen warten. Wir wollen na-
turlich keine Soldner und keine privaten Sicherheits-
unternehmen auf den Schiffen. Die Bundesregierung
uberlegt wohl, zertifizierte Unternehmen einzusetzen.
Man muss sich hier einmal sehr genau damit befas-
sen, was Gegenstand der Zertifizierung ist, wie die
Ausbildung, die Bewaffnung solcher Einsatzkrafte auf
den Schiffen sein kann.

Ich wiirde jedenfalls zunachst einmal sagen, wir
konnen es nicht grundsatzlich ausschlieen, auch die
Sicherheit auf den Schiffen zu erhohen. Dies ist aber,
wie es hier auch dargestellt worden ist, eine sehr kom-
plizierte juristische Frage, die dabei zu bertucksich-
tigen ist. Wichtig ist aber auch, ich glaube, daran geht
kein Weg vorbei, dass wir kurzfristig handlungsfa-
hig sein mussen. Wir mussen den Reedern, den deut-
schen Reedern, den Bremer Reedern, klarmachen,
Bremen steht auch dafiir, den Schutz der Seeleute zu
verbessern, und das auch mit schnell wirksamen Mal3-
nahmen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich iber den Antrag der Fraktion
der CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 18/45 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir CDU und Abg. Tim k e [BIW])
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grinen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag der CDU ab.

Nun lasse ich iber den Antrag der Fraktionen der
SPD und Bundnis 90/Die Grunen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bund-
nis 90/Die Griunen mit der Drucksachen-Nummer

18/66 seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Daftir SPD und Biuindnis 90/Die Griinen)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE und Abg.
Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Beteiligung der Fachdeputationen bei der Ver-
teilung der Einnahmen aus Wetten

Antrag der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/
Die Griinen
vom 27. September 2011
(Drucksache 18/65)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Liihr.
Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Manchmal wird man ja mit Dingen kon-
frontiert, die man sich so gar nicht vorstellen kann.
Mir ist das vor ein paar Wochen so gegangen, als ich
in einer Schulklasse gewesen bin und zum Thema
Euro, Europaintegration, die These hatte, dass in West-
europa Uberall parlamentarische Demokratien am
Werk seien und dass dies dazu geftuihrt habe, dass wir
seit 60 Jahren eine Nachkriegsfriedensordnung ha-
ben. Da meldete sich ein Schiiler und sagte: Herr
Tschope, Friedensordnung kann ich noch verstehen,
aber wie kommen Sie eigentlich darauf, dass wir in
Westeuropa nur parlamentarische Demokratien hat-
ten? Wir haben doch auch mindestens drei absolu-
tistische Staaten in Westeuropa, und er nannte dann
Andorra, das Furstentum Liechtenstein und den Va-
tikan. Ich sagte, Mensch, richtig, man muss sich auch
als Fraktionsvorsitzender der SPD gelegentlich kor-
rigieren lassen. Wir haben in Westeuropa nicht nur
parlamentarische Demokratien, sondern auch abso-
lutistische Staaten.

Ein bisschen ahnlich war das Erleben, das ich hatte,
alsich feststellte, dass das von mir eigentlich als vollig
normal erachtete Verfahren der Verteilung der Wett-
mittel in Bremen doch anders zu sein scheint, als ich
immer dachte. Ich bin immer davon ausgegangen,
dass es Mittel gibt, die im Haushalt als Wettmittel
tituliert sind, und da entscheidet wie in jedem ande-
ren Verfahren eine Deputation 6ffentlich und trans-
parent dartiber, wie sie verteilt werden. Ich bin dann
gewahr geworden, dass es in einem Teilbereich ei-

(©)
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nen gewissen Konflikt gibt, und zwar im Umweltbe-
reich. Hier wollte die Verwaltung ohne die Beteili-
gung der Deputation Geld verteilen.

Ich habe das, wenn ich ehrlich bin, zuerst gar nicht
ernst genommen und gedacht, diese Argumentation
ist so schrag und am Parlament vorbei. Ich habe mich
dann aber eines Besseren belehren lassen miissen und
mit den Kollegen von den Griinen gesprochen, ob dies
eigentlich im Sinn des Parlaments sein kann. Wir wa-
ren uns sehr schnell einig, dass dies nicht im Sinn des
Parlaments ist, sondern dass offentliche Mittel trans-
parent nach Sachkriterien, aber auch vor allen Din-
gen demokratisch verteilt werden miussen. Dartiber
besteht, glaube ich, im Haus eine grofe Ubereinstim-
mung, deshalb fasst dieser Antrag eigentlich nur
Selbstverstandlichkeiten zusammen, und ich gehe da-
von aus, dass wir ihn hier mit groBer Mehrheit be-
schliefen werden. — Danke sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Gildner.

Abg. Dr. Giildner (Biindnis 90/Die Grunen)*): Herr
Prasident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Ich glaube, dass wir schlichtweg alle gemeinsam viel-
leicht etwas vergessen haben. Wir haben namlich ver-
gessen, dass wir in der Vergangenheit gemeinsam
beschlossen haben, dass es gar keine Wettmittel mehr
gibt. Insofern ist die Terminologie noch nicht ganz
aus unseren Kopfen und den Unterlagen verschwun-
den. Die Wettmittel sind inzwischen nach der Geset-
zeslage ganz normale Haushaltsmittel. Gleichwohl
—und das ist ja auch zu begriflen — werden in ver-
schiedenen Deputationen noch Projektmittel verge-
ben, die aus diesen Topfen gespeist werden. Ich glau-
be, so ist der Zusammenhang richtig.

Was wir, glaube ich, vergessen haben, ist, dass wir
uns bei dieser Veranderung, weg von den Wettmit-
teln, hin zu den allgemeinen Haushaltsmitteln, die
dann unter anderem im Bereich Sport, Kultur und Um-
welt fur sinnvolle Projekte in dieser Stadt ausgege-
ben werden, nicht uberlegt haben, dass wir dann na-
turlich auch vielleicht klarstellen miissen, nach wel-
chen Verfahren denn diese Mittel heutzutage unter
diesen veranderten Bedingungen vergeben werden.
Es ist dennoch wichtig, dass wir das tun. Ich glaube,
es ist auch wichtig, dass wir das in einem Antrag tun,
um es fur alle Deputationen klarzustellen, weil ich
glaube - der Kollege Tschope hat jetzt den Umwelt-
bereich angesprochen, und ich konnte mir ein Schmun-
zeln nicht verkneifen —, dass es in den verschiedensten
Ressortbereichen unterschiedliche Traditionen und
eine unterschiedliche Art und Weise gibt, wie diese
Mittel in der Vergangenheit und auch heute verge-
ben werden.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Ich habe sehr lange in dem berihmten Unteraus-
schuss Sport gesessen, auch zu Zeiten der Grofen Ko-
alition.

(Abg. Pohlm ann [SPD]: War doch gut,
oder?)

Das war eine wunderbare Erfahrung, lieber Kollege
Pohlmann, ganz genau!

Diese Erfahrungen aus den unterschiedlichen De-
putationen und Unterausschiissen und aus den un-
terschiedlichen Verteilungsgremien fiir Projektmittel
haben mich dazu gebracht, dass ich diesen Antrag,
den wir heute gemeinsam einbringen, fiir sehr sinn-
voll halte. Dadurch stellen wir erstens klar, dass wir
Forderkriterien brauchen, die allgemein verbindlich
sind, nach denen jeder nachvollziehen kann, wie diese
Mittel vergeben werden, und zweitens, dass wir dort
selbstverstandlich — das versteckt sich in dem Antrag
ein bisschen in einer kryptischen juristischen Formu-
lierung mit dem Verweis auf die dazugehorigen Pa-
ragrafen — den Datenschutz, das Urheberrecht und
auch den Schutz der Belange Dritter, namlich derer,
die diese Antrage formulieren, sicherstellen mussen,
dass selbstverstandlich die Deputationen beteiligt wer-
den und am Ende dariiber entscheiden und dass dies
auch mit den entsprechenden Haushaltsvermerken
versehen wird.

Ich glaube, wenn wir heute gemeinsam einen sol-
chen Antrag verabschieden, dann haben wir das zu-
mindest fur die nachste Zeit einmal klargestellt, egal
fir welche Bereiche, egal um welche Fordertopfe es
hier geht, und dass wir hier ein gemeinsames und auch
klar nachvollziehbares Verfahren haben.

Wenn wir uns, das ist mein letzter Gedanke, als rot-
grune Regierung, und da hatten wir gestern einen
weiteren Antrag zu der Frage, soll man die Vorlagen
in das Netz stellen, dazu bekennen — und ich finde,
es ist ein sehr groBer Verdienst dieser rot-grinen
Regierung, dass wir uns dazu bekennen —, im Lan-
de Bremen erstmals eine vollstandige Transparenz
und Nachvollziehbarkeit der in den Gremien von-
stattengehenden Verfahren zu haben, dann ist das
heute eine weiterer Baustein, der diese Transparenz,
diese Nachvollziehbarkeit, diese demokratische Le-
gitimierung durch legitimierte Verfahren festschreibt.
Das ist, finde ich, ein groBer Schritt heraus aus dem
Dunkel moéglicher Vergaben von Mitteln, die drauen
im Lande keiner nachvollziehen kann, hin zu einer
transparenten und demokratisch legitimierten Ver-
gabe. Deswegen ist unsere Fraktion ganz klar fur die-
sen Antrag. — Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.
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Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr geehrte Damen und Herren! Selbst-
verstandlich sind wir auch dafiir, dass Haushaltsmittel
transparent und demokratisch legitimiert vergeben
werden. Mir ist bisher nicht aufgefallen, dass dieses
Prinzip in den letzten vier Jahren in grober Weise ver-
letzt worden ist. Moglicherweise habe ich da etwas
ubersehen. Deswegen muss ich noch einmal genau
hinsehen, denn offensichtlich gibt es eine dringen-
de Notwendigkeit, die Tatsache, dass im Land Bre-
men Haushaltsmittel legitim und transparent vergeben
werden, noch einmal deutlich zu betonen und dies
mit einem wichtigen Beschluss heute hier nach innen
und nach aullen zu dokumentieren. Wir wollen uns
diesem historischen Ereignis naturlich keinesfalls ver-
wehren, deswegen werden wir diesem Antrag zustim-
men. — Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Dr. Guldner, Sie haben jetzt also doch die Maske
heruntergerissen: Sie wollen die Wettmittel abschaf-
fen, das haben Sie gerade gesagt.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Schon langst passiert, Herr Stroh-
mann! Da sind Sie von vorgestern!)

Das weiich, das war jetzt auch eher ein Scherz! Noch
in der GroBen Koalition wurden die Wettmittel Haus-
haltsmittel. Sie haben dies nur alles bei Finanzen zen-
tralisiert, das war damals der Streit mit der Auftei-
lung: Was passiert mit den Wettmitteln?

Trotzdem werden wir aber nattirlich auch als Frak-
tion diesen Antrag mit unterstiitzen. Wir begruien
ihn auBlerordentlich und freuen uns auch, dass die-
se wochenlange Hangepartie jetzt endlich beendet
und der Versuch, die Deputation zu entmachten, ge-
scheitert ist, das muss ich ehrlich sagen.

Nun muss ich auch etwas zur bisherigen Verga-
bepraxis sagen. Sie haben soeben gesagt, dass das
jetzt nach vorn gerichtet ist und man immer nach vorn
schauen muss, damit alles besser wird. Das hat mich
dann doch uberrascht, weil ich auch, wie Sie, ein paar
Jahre Mitglied in dem legendadren Unterausschuss
Sport war, in dem die Mittel vergeben wurden. Da
muss ich ehrlicherweise sagen, da gibt es seit Jah-
ren feste, klare Kriterien zur Forderung, und ich muss
auch sagen, fur die Sportdeputierten war es weder
ein zeitliches noch intellektuelles Problem, auch tiber
kleinere und mittlere Projekte zu entscheiden. Des-
wegen hat mich das ein bisschen verwundert.

*) Vom Redner nicht Gberprift.

(Beifall bei der CDU und der SPD - Abg.
Dr. Gildner [Bindnis 90/Die Grinen]:
Von den groieren ganz zu schweigen, nicht?)

Von den groBeren ganz zu schweigen! Da wurde es
dann meistens ein bisschen problematischer, aber da
hatten wir dann, Gott sei Dank, auch immer die ob-
jektive und fachkompetente Unterstiitzung der Ver-
waltung, so wie es wahrscheinlich auch im Umwelt-
ressort sein wird. Nun bin ich noch nicht so lang dabei,
aber ich bin willens, auch da mein Know-how aus der
Sportdeputation mit einzubringen. Ich glaube, da sind
wir auf einem guten Weg. Dieser Antrag ist eine gute
Grundlage, dass wir jetzt sachgerecht und objek-
tiv entscheiden, aber ich sage Ihnen auch ganz per-
sonlich, manchmal ist so ein Bauchgefiihl gar nicht
verkehrt.

Wenn mir - ich habe auch schon ein paar Vorla-
gen gelesen — dann jemand einen Stundenlohn von
18 Euro als Aushilfsaufwandsentschadigung verkau-
fen will, hilft manchmal nicht nur der Bauch, sondern
ganz normaler beruflicher Sachverstand und Erfah-
rung. Ich glaube schon, es ist fur uns alle — auch fir
die Projekttrager und die Projekte — fur die Akzep-
tanz in der Bevolkerung ungemein wichtig, dass wir
uns offnen, dass wir die Projekte transparent dar-
stellen und auch die Finanzierung, denn was fiir eine
Kultureinrichtung, fir jedes Biirgerhaus, fur jeden
Sportverein normal ist, nachzuweisen, was sie mit dem
Geld machen, das, glaube ich, sollte auch fiir solche
Umweltprojekte normalerweise notwendig und auch
gut sein.

Eines sage ich noch einmal abschlieBend: Weil dies
Projektmittel sind und sie nicht dafur vorgesehen sind,
dauerhaft Stellen abzusichern, werden wir dies nicht
mitmachen. Wenn wir als Parlament sagen, bestimmte
Dinge sind uns wichtig, dann mussen wir sie absi-
chern, keine Frage, aber nicht uiber diese Projektmittel.
Ich freue mich auf die Richtlinien und die Diskussion,
und dann bekommen wir das gemeinsam hin. — Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Giildner.

Abg. Dr. Giilldner (Biindnis 90/Die Griinen) *): Sehr
geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Einem Eindruck, der charmant, aber immerhin
doch jetzt gerade eben in der Rede des Kollegen
Strohmann erweckt worden ist, méchte ich hier ganz
ausdrucklich und explizit entgegentreten, weil er an-
dernfalls vielleicht von dem einen oder anderen miss-
verstanden werden kann: Wenn Sie hier suggerieren,
dass es bei den Umweltprojekten Probleme mit der
Transparenz, mit der Nachvollziehbarkeit und ande-

*) Vom Redner nicht tiberprift.

(D)
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ren Dingen gibt, dann ist das vollig falsch. Dasist auch
nicht der Anlass fiir diesen Antrag und hat auch gar
nichts damit zu tun. Ich weise das erst einmal fiir die
vielen engagierten Initiativen, die sich zurzeit, aber
auch in der Vergangenheit im Umweltbereich um Pro-
jekte bemiuht haben, die uns im Umweltbereich wei-
terbringen, ausdrucklich an dieser Stelle zuruck, damit
das so nicht stehen bleibt!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wenn man wie Sie und ich die Summen kennt, die
wir in diesem, wie Sie sagen, legendaren Unteraus-
schuss Sport an Sportvereine vergeben haben, wenn
man die Summen kennt, die an 6kologische Initiati-
ven und Umweltprojekte vergeben werden, dann ver-
bietet es sich schon aus diesem Grund, von der ei-
nen Seite auf die andere mit dem Finger zu zeigen.
Es sind in aller Regel sehr kleine Summen, die durch
einen hohen Anteil an ehrenamtlicher Arbeit fiir ex-
trem sinnvolle Projekte erbracht werden, und keines-
falls die sechs- und siebenstelligen Summen, die an
anderer Stelle aus vergleichbaren Topfen vergeben
werden.

Wenn der Eindruck, vielleicht auch unbeabsich-
tigt, entstanden sein sollte, dass es hier im Bereich
der Umweltprojekte Probleme gabe: Ganz im Gegen-
teil, sie leisten hervorragende Arbeit! Das werden sie
auch weiterhin machen, und sie sind selbstverstand-
lich auch bereit — das ist doch vollkommen klar! —,
ihre Grundvoraussetzungen fur die Erfullung der Pro-
jektziele offenzulegen, sich dieser Debatte auch in
der Deputation zu stellen. Deswegen mochte ich nicht,
dass in dieser Debatte ein solcher Eindruck stehen
bleibt, sondern ich glaube, dass wir mit dem jetzigen
Verfahren auch allen Antragstellern, im Umweltbe-
reich wie im Kultur- und Sportbereich und im sozi-
alen Bereich, einen Gefallen getan haben, dass sie
namlich ganz klare Ansagen vonseiten der Politik er-
halten, auf welche Verfahren sie sich einzustellen ha-
ben. — Vielen Dank!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Lihr.

Staatsrat Liithr: Sehr geehrter Herr Prasident, sehr
geehrte Damen und Herren! Fur den Senat nehme
ich zu dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bund-
nis 90/Die Griunen wie folgt Stellung: Auch der Se-
nat halt es fir wichtig und notwendig, dass klare und
einheitliche fur alle geltende Spielregeln fur die Ver-
gabe von Fordermitteln bestehen. Dazu gehort auch
die Beteiligung der Deputationen. Nur so kann die
notwendige Transparenz in der Vergabe auch gewahr-
leistet werden.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vielleicht kann ich noch einmal den historischen
Strang, der hier schon angesprochen wurde, ganz kurz
aufgreifen, weil wir seit dem 1. Januar 2010 die Um-
stellung von den klassischen Wettmitteln auf die haus-
haltsbezogenen Fordermittel haben! Das lauft wie
folgt ab: Die der Stadtgemeinde Bremen zustehen-
den Zweckabgaben werden im Produktplan 93 zentral
vereinnahmt und dann auf die Ressorthaushalte nach
dem klassischen Schlissel — dieser wird dann immer
wieder noch einmal bei den Haushaltsberatungen
abgefragt, ob er so noch stimmig ist — verteilt und dort
auch ausdrucklich veranschlagt.

Der nachste Schritt ist dann die Verausgabung und
Verteilung der Mittel. Dazu kann ich noch einmal fur
den Senat ausdriicklich erklaren: Wir werden der Auf-
forderung der Burgerschaft nachkommen und ein-
deutig definierte Forderrichtlinien mit den Vergabe-
kriterien noch einmal prazisieren. Es ist nicht so, dass
wir bis jetzt im rechtsfreien Raum agiert haben, son-
dern es gibt ganz klare Absprachen zwischen den
Ressorts und dem Finanzressort, wie das zu passie-
ren hat. Das werden wir aber noch einmal in die Richt-
linien gieBen, die dann auch in einem entsprechen-
den Verfahren vorgelegt werden. Die zweite Siche-
rung ware dann, dass Haushaltsvermerke angebracht
werden. Das werden wir in der Haushaltsaufstellung
veranlassen. Dann ist ganz eindeutig klar, wie mit den
veranschlagten Mitteln umzugehen ist. Aulerdem
hatte ich schon gesagt, der Senat geht davon aus, dass
die Deputation befasst wird.

Fur die Forderrichtlinien wird die Verwaltung jetzt
einen Entwurf vorlegen, der dann in dem geforder-
ten Verfahren zur Beschlussfassung gebracht werden
soll. Wir werden dann auch dem Haushalts- und Fi-
nanzausschuss im Rahmen unserer regelmaBigen
Berichterstattung tiber das Gesamtverfahren berich-
ten, weil das fur das Finanzressort die entsprechen-
de Adresseist. Ich glaube, damit habe ich noch einmal
beschrieben, wie wir jetzt vorgehen wollen. — Vie-
len Dank fir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bund-
nis 90/Die Grinen mit der Drucksachen-Nummer
18/65 seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

(D)
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Langzeitarbeitslose miissen Chancen auf Arbeit
behalten

Antrag (EntschlieBung) der Fraktionen der SPD
und Bindnis 90/Die Grinen
vom 28. September 2011
(Neufassung der Drucksache 18/67
vom 27. September 2011)
(Drucksache 18/69)

Wir verbinden hiermit:

Arbeitsmarktreformen im Land Bremen
verantwortungsvoll umsetzen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 27. September 2011
(Drucksache 18/68)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Prof.
Stauch.

Die Beratung ist eroffnet.

Priasident Weber: Als erster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Reinken.

Abg. Reinken (SPD): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Vorab: Wir fiihren hier keine abstrakte Dis-
kussion, sondern eine Diskussion tiber die konkre-
ten Auswirkungen politischer Entscheidungen auf die
Handlungsmoglichkeiten in Bremen und Bremerha-
ven, ausgehend von der Lage in unserem Land. Da-
ran messen wir die Entscheidung und auch die De-
batte zu diesem Antrag.

Was hat die Bundestagsmehrheit in der letzen Wo-
che beschlossen? Den Zeitungsuberschriften folgend
sozusagen die Entrimpelung des arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumentenkastens, die Reduzierung der
Forderprogramme, finf Schlagworte: mehr Dezen-
tralitat und Flexibilitat, hohere Individualitat und
Qualitat, mehr Transparenz! Wie immer bei Uber-
schriften hort es sich gut an. Wenn wir aber genauer
hinschauen, dann wird aus diesen passablen Uber-
schriften eine harte Realitat. Wir stehen vor einer
erneuten Kurzungswelle bei den Mitteln fur aktive
Arbeitsmarktpolitik, die vor allem die Stadte und Kom-
munen treffen wird. Daraus folgt, die Langzeitarbeits-
losigkeit zu bekampfen, wird schwerer. Wir bekom-
men diese Kiurzungswelle sozusagen zweifach, zu-
nachst mit der Reform der Instrumente aktiver Arbeits-
marktpolitik, also der Verschlechterung einer gan-
zen Reihe von wichtigen Instrumenten, und dann noch
einmal zusatzlich durch eine Haushaltspolitik, die den
deutlich verschlechterten Instrumentenkasten mit deut-
lich weniger Geld ausstattet. Daran gibt es Kritik, al-
lerdings nicht nur politisch, sondern auch fachlich.

Ich darf mit der Erlaubnis des Prasidenten aus der
Stellungnahme des Stadte- und Gemeindebundes
zitieren: ,Die Neugliederung der Instrumente ist be-
sonders auf Personen ausgerichtet, die aufgrund ih-
rer fachlichen und personlichen Voraussetzungen die

grofiten Chancen haben, sich wieder in den Arbeits-
markt zu integrieren. Demgegentuber werden MaB3-
nahmen fir Personengruppen mit schwerwiegenden
Problemen und einer geringeren Leistungsfahigkeit
weiter eingeschrankt, Menschen mit Behinderung,
Menschen, die beispielsweise von Sucht und Schul-
den beeintrachtigt sind, Menschen mit geringer Qua-
lifikation, Bildungsgrad und mit Migrationshinter-
grund, Altere und Alleinerziehende." Soweit einige
kritische Anmerkungen des Stadte- und Gemeinde-
bundes! Ich glaube, man kann nicht unterstellen, sie
seien ideologisch motiviert. Das, was dort festgestellt
wird, ist im Ergebnis auch so.

Wir finden in dem beschlossenen Gesetz nichts
erwahnenswert Neues zum Thema Fachkraftemangel,
dafur aber umso mehr deutliche Verschlechterungen
der Moglichkeiten, mit dem Thema Langzeitarbeits-
losigkeit umzugehen. Wir haben im Ergebnis dann
eine Arbeitsmarktpolitik, die nicht mehr darauf setzt,
dass alle in der Gesellschaft mitgenommen werden,
dass wir keine Potenziale liegen lassen und denen,
die unserer Hilfe bediirfen, auch Hilfe zukommen las-
sen, sondern wir bekommen eine Arbeitsmarktpoli-
tik, die weiter selektiert. Das muss aus unserer Bre-
mer Sicht naturlich ganz deutlich abgelehnt werden,
und das erwarten wir auch.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Man kann uiber einzelne Instrumente trefflich strei-
ten, dazu bin ich auch jederzeit gern bereit, nur muss
man dann zundachst einmal auch in die Haushaltsvor-
lagen schauen. Die ersten Plane fur den Haushalt se-
hen vor, dass gegenuber dem Haushaltsjahr 2010 mit
Kiurzungen von tuber 30 Prozent fur das Land insge-
samt gerechnet werden kann. Nach den ersten Pla-
nungen bekommt das Jobcenter Bremen statt 70 nur
noch 53 Millionen Euro und Bremerhaven statt 23 nur
noch 16 Millionen Euro, und das ist Geld, das uns drin-
gend fir aktive Arbeitsmarktpolitik fehlt. Das ist auch
kein Problem der Trager, wie im Antrag der CDU an-
deutungsweise unterstellt wurde, sondern es ist ein
Problem der Menschen, die betreut werden wollen
und denen wir aus der Langzeitarbeitslosigkeit he-
raushelfen wollen.

Neben allem Streit tiber die Sinnhaftigkeit einzelner
Instrumente ist das der materielle Kern dessen, was
jetzt beschlossen worden ist. Dies gilt insbesondere
fur alle MaBnahmen der offentlich geforderten Be-
schaftigung, und das ist auch unser Hauptvorwurf und
unsere Kritik an der Arbeitsmarktpolitik der Bundes-
regierung. Sie nimmt nicht die konkreten Probleme
und Verhaltnisse in den Ballungsraumen, in den gro-
Ben Stadten, in den Regionen, die Strukturumbriiche
zu bewaltigen haben, zur Kenntnis und bietet dafiir
Losungen an, sondern sie entzieht Stadten, Kommu-
nen und Gemeinden den Boden fur eine aktive Ar-
beitsmarktpolitik, insbesondere fur die Langzeitar-
beitslosigkeit,
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(Beifall bei der SPD)

und dies aus fiskalischen Griinden, nicht weil sie tiber
bessere und neue Ideen verfiigt, denn bessere und
neue Ideen enthdlt dieses Paket nicht.

Wenn Frau von der Leyen sagt, wir geben den
Arbeitsvermittlern und Fallmanagern den Entschei-
dungsspielraum, um Menschen schneller, passgenau-
er zu helfen, dann ist das fiir mich die tibliche Talk-
showplauderei, die an den Realitaten vorbeigeht. Re-
alitat ist doch, erst kurzen wir den Instrumentenkasten,
dann kurzen wir noch die Haushaltsmittel, und dann
sagen wir, macht einmal mit 30 Prozent weniger das
Beste daraus. So kann es nicht stehen bleiben!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Es ist auch - letzte Bemerkung — keine Verschie-
bung von Verantwortung, wenn wir feststellen, der
Bund istin der Pilicht. Es ist keine Verschiebung von
Verantwortung und auch kein Stehlen aus der Ver-
antwortung von Landespolitik. Wenn der Bund die
Mittel zusammenstellt, tiber die Instrumente und Aus-
stattung entscheidet, dann liegt auch dort die Ver-
antwortung und die Entscheidung, uns hierim Land,
in den Gemeinden mit den notigen Mitteln auszu-
statten. Das muss auch so angesprochen und disku-
tiert werden. Deswegen bitten wir um Zustimmung
zu unserem Antrag und um Ablehnung des Antrags
der CDU! - Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Biindnis 90/Die Grinen)*): Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die schwarz-gelbe Bundesregierung bleibt mit ihrem
Beschluss vom letzten Freitag bei dem die Gesellschaft
spaltenden Konzept, und sie verteilt weiterhin von
Arm an Reich. Das kann man so zusammenfassen.

Die Instrumentenreform mit dem vollmundigen Titel
»Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen
am Arbeitsmarkt” bedeutet leider fiir die meisten Lang-
zeitarbeitslosen ganz eindeutig eine Verschlechterung
ihrer Chancen, Arbeit zu finden beziehungsweise sie
zu behalten. Einen Vorgeschmack darauf zeigt der
schon aktuell spurbare und drastische Rickgang der
Forderaktivitaten der Jobcenter, der auf die 2010 be-
schlossenen Kiirzungen beim Eingliederungstitel zu-
ruckgeht. Das haben wir dort noch einmal — Lob an
alle! — gemeinsam hinbekommen. Das, was jetzt an
verkleinertem Instrumentenkasten, -kastchen oder
-schatulle auf uns zukommt, ist eine schwierige, wenn

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

nicht gar unlésbare Aufgabe. Die Bundesregierung
geht hier also weiter den Weg des geringsten Wider-
stands. Diejenigen, die sowieso leicht wieder in Ar-
beit kommen und in der Statistik als Erfolg auftau-
chen, wertet sie auf Kosten derer auf, die nicht kurz-
fristig und guinstig zu vermitteln sind. Das ist keine
Art von Politik, die den sozialen Zusammenhalt ga-
rantiert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

All die, die besondere Unterstitzung der Jobcen-
ter brauchen, lasst die Bundesregierung zynisch als
Bodensatz zurtick. Der alleinige Fokus auf die Auf-
nahme ungeforderter Beschaftigung in Verbindung
mit den beabsichtigten Kurzungen und der Decke-
lung der Tragerpauschalen fuhrt dazu, dass es zu einer
Bestenauslese reicht, die die Arbeitslosen trennt und
nicht mehr gemeinsam behandelt. Der Paritatische
Wohlfahrtsverband spricht aktuell von brutalen so-
zialen Verwerfungen, die dieses Gesetz haben wird.
Dem pflichte ich bei!

Besonders hart — nicht nur fur Frauen, aber ganz
besonders fiir sie — werden sich zum Beispiel die mas-
siven geplanten Kurzungen beim erfolgreichen Griun-
dungszuschuss auswirken. Es liegt dann im Ermes-
sen, ob Kinderbetreuung ein Hemmnis fiir eine Grun-
dung ist. Das kann kein Ermessen und darf kein
Hemmnis sein!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Die Zahl der Forderungen wird auch hier stark zu-
ruckgehen, dasist schon klar, und stattdessen die Ar-
beitslosigkeit der Grundungswilligen verlangern. Hier
erweist sich die Bundesregierung nebenbei einen ech-
ten Barendienst: Nachgewiesenermafien schaffen
Neugrunderinnen und Neugrunder zusatzliche Ar-
beitsplatze. Dagegen werden notwendige Reformen
bei der beruflichen Weiterbildung nicht in Angriff ge-
nommen. Obwohl der Fachkraftebedarf wachst, wer-
den keine Impulse gesetzt, Arbeitslose intensiver als
bisher qualifizieren zu konnen. Auch das groB3e Pro-
blem der viel zu geringen Partizipation gerade von
Langzeitarbeitslosen, Geringqualifizierten oder Mi-
grantinnen und Migranten an Weiterbildung wird
uberhaupt nicht angegangen.

Ein verlasslicher und sozialer Arbeitsmarkt fur das
Land Bremen, der so dringend notwendig ist, rickt
durch die Vorgaben der Bundesregierung in weite
Ferne. Eine sinnvolle langerfristig angelegte Strate-
gie zur Integration besonders Benachteiligter wird
somit kaum mehr moglich sein. Ihre Teilhabe und Ein-
gliederungschancen werden so weiter dramatisch zu-
riickgehen.

Die Bremer Landesregierung wird — das wissen wir
—alle Moglichkeiten der Einflussnahme im Bundes-
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rat nutzen, nur die am letzten Freitag beschlossenen
MaBnahmen sind nicht im Bundesrat zustimmungs-
pilichtig. Eine Zustimmung ist daher leider weder
vorgesehen noch notwendig, was den Erfolg der In-
tervention fast unmoglich macht. Hier in Bremen wer-
den wir, dem Konsolidierungspfad geschuldet und
verpflichtet, die Ausfalle —das kann ich an dieser Stelle
schon sagen — nicht hundertprozentig kompensieren
konnen. Wer das den Burgerinnen und Biirgern und
den Betroffenen erzahlt, streut ihnen Sand in die Au-
gen. Wir wissen, dass die Forderung gleich von der
linken Seite des Parlaments kommen wird.

Noch zum Antrag der CDU! Sie fordern in IThrem
Antrag ein paar schone Dinge. Punkt 3 besagt, Sie
glauben, dass beim anstehenden Neuzuschnitt der
Agenturbezirke durch den Verwaltungsrat der Bun-
desagentur fur Arbeit nicht nur die kommunalen Ge-
bietskorperschaften, sondern auch die Wirtschafts-
raume berucksichtigt werden. Herr Kastendiek, es
tut mir leid, das hat sich auch am letzten Freitag durch
den Verwaltungsrat, durch den Protest aller, auch de-
rer, die hier im Haus sind, und der betroffenen Kom-
mune in Bremerhaven, erledigt, dort bekommen Sie
kein Bein mehr an Land, und das tut uns leid.

(Abg. Kastendiek [CDU]:Die Reali-
taten sehen anders aus!)

Dieser Punkt ist tiberflussig!

Sie schreiben: , Offentlich geférderte Beschéftiqung
muss die Ausnahme bleiben und auf denjenigen Per-
sonenkreis beschrankt bleiben, der wegen besonderer
Vermittlungsschwierigkeiten nicht unmittelbar in den
Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt integriert werden
kann"”. Ja, da haben Sie recht! Nur, wie soll das ge-
hen, wenn die Zusatzlichkeit, die Ihre Frau von der
Leyen dort beschlieft, nur noch zusatzlich und nicht
in Konkurrenz zum ersten Arbeitsmarkt stehen darf?
Gerade der Weg zum ersten Arbeitsmarkt und des-
halb auch das Einbringen an MaBnahmen am ers-
ten Arbeitsmarktist der Weg, der dahin fiihren kann.
Ferne, abgekoppelte und unter Wattebauschchen be-
schutzte Arbeitsgelegenheiten niitzen uns nichts, und
das sieht die Bundesregierung in diesem Fall nicht
ein. IThren Antrag lehnen wir ab und bitten um Un-
terstiitzung fur unseren Antrag! — Vielen Dank!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin schon ein
wenig uberrascht —ich will den Begriff erschiittert nicht
in den Mund nehmen —, wie undifferenziert die Red-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

ner der Koalition ihren Antrag, in dem nicht sehr viel
steht, hier heute begrundet haben.

Herr Reinken, ich wiirde IThnen sogar recht geben,
dass die Stellungnahme des Stadtetags nicht ideo-
logisch motiviert war. Bei Ihren beiden Reden muss
ich feststellen, trifft dies nicht zu. Es war reine Ideo-
logie und undifferenziertes Kritisieren der Bundes-
regierung, damit werden Sie der Problematik, die Sie
hier zu Recht angesprochen haben, in keiner Weise
gerecht.

(Beifall bei der CDU)

Monokausale Zusammenhange und Argumentations-
strange helfen uns dort nicht weiter.

Ich mochte einmal zwei Zahlen nennen, vielleicht
wird IThnen dann auch deutlich, dass das, was Sie hier
gerade produziert haben, ein Sturm im Wasserglas
ist. Wie hoch waren — und das ist ja einer der groen
Problembereiche, der uiberhaupt nicht negiert wird
—die steuerfinanzierten Ausgaben fur die Empfanger
von Arbeitslosengeld-II-Mitteln, die in den Arbeits-
markt eingegliedert werden sollen? Das waren 3,1
Milliarden Euro im Jahr 2005, zu rot-gruner Zeit.

Diese Mittel sind bis zum Jahr 2009 auf 5,1 Milli-
arden Euro aufgestockt worden. Da kann doch kei-
ner ernsthaft sagen, Herr Willmann, dass dieses The-
ma Uberhaupt nicht auf dem Schirm ist. Dass Sie sich
dann hier hinstellen, Herr Willmann, als Vertreter von
Rot-Grin, und jetzt spreche ich Sie genauso an, wie
Sie uns gerade angesprochen haben zu unserer Frau
von der Leyen! Ich weiB, dass bei einer solch erfolg-
reichen Ministerin ein bisschen Neid mitschwingt, Sie
hatten sie sicherlich auch gern in Ihren Reihen an der
Stelle.

(Beifall bei der CDU — Unruhe beim Bind-
nis 90/Die Griinen)

Dasund jegliche Kritik aus dieser Richtung des Hauses
verbietet sich angesichts dieser Zahl von Rot-Grin
im Jahre 2005, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der CDU)

Ich mochte noch eine zweite Zahl nennen, Herr
Willmann, an der Sie ablesen konnen, dass man mit
undifferenzierter Sichtweise, mit monokausalen Ar-
gumentationsweisen bei der Problemldsung hinsicht-
lich der Langzeitarbeitslosen keinen Schritt weiter-
kommt: Wir haben im letzten Jahr 700 000 Menschen
in diesen sogenannten Ein-Job-Verfahren,

(Abg.Frau Wendland [Bindnis 90/Die
Grunen]: Ein-Euro-Jobs!)

Entschuldigung, Ein-Euro-Jobs, als haufig genutztes
Forderinstrument gehabt. Diese Ein-Euro-Jobs haben
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eine Milliarde Euro gekostet. Raten Sie einmal, wie
viel von dieser einen Milliarde Euro bei den Betrof-
fenen gelandet ist und wie viel bei den Tragern! Dabei
wird namlich deutlich, dass das, was wir in unserem
Antrag geschrieben haben, nicht irgendetwas Simples
ist, wie Sie es in Ihre Antrage hineinschreiben, son-
dern dass es hier real ist, sich einmal tiber diese Punkte
Gedanken zu machen. Ein Drittel dieser einen Mil-
liarde Euro ist bei den Betroffenen angekommen, zwei
Drittel bei den Tragern der MaBnahmen. Wird Ihnen
eigentlich angesichts dieser Zahlen nicht deutlich,
meine sehr verehrten Vertreter von Rot-Griin, dass
man einmal dariber nachdenken muss, ob der Hin-
weis auf mehr Effektivitat und mehr Effizienz nicht
auch im Bundesland Bremen angebracht ware?

(Zuruf der Abg. Frau Krim p f er [SPD])

Das zeigt, dass Sie, und jetzt bin ich einmal genauso
einfach, wie Sie es sich gerade machen, nur aus Sicht
der Trager argumentieren und nicht aus Sicht der Be-
troffenen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Wir kommen also mit Sonntagsreden, die ja nicht
einmal fur den 1. Mai geeignet sind, hier keinen Schritt
weiter, sondern wir miissen schauen, wie wir den Men-
schen helfen konnen. Dabei haben wir sicherlich ein
Problem mit den Langzeitarbeitslosen. Das ist ein sehr
bedrickendes Problem, und dartiber konnen wir nicht
einfach hinweggehen, deswegen miussen wir auch
schauen, wie wir die Erfolgsquote erhohen konnen.
Wenn namlich nur eine Erfolgsquote mit weniger als
20 Prozent bei solchen MaBnahmen in diesem Be-
reich existiert, dann muss man auch einmal hinter-
fragen: Kann die Quote nicht erhoht werden, muss
dort nicht mehr Flexibilitdat in die Instrumente ein-
gefuhrt werden? Genau das ist der Ansatz der Bun-
desregierung. Sicherlich kann man bei den unter-
schiedlichen beschlossenen MafBnahmen hier und dort
auch unterschiedlicher Auffassung sein, was die Wirk-
samkeit angeht, aber dieses undifferenzierte Nein,
das sei alles soziale Spaltung in den Kommunen, in
den Stadten, das, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ist Unsinn und weise ich mit allem Nachdruck
zurick!

(Beifall bei der CDU)

Vor diesem Hintergrund glauben wir auch, dass un-
ser Antrag die differenzierten Probleme, die wir dort
haben, aufgreift, dass diese Herangehensweise auch
denjenigen Menschen, die sich in Langzeitarbeits-
losigkeit befinden, hilft. Wir fordern Sie auf, sich mit
den Themen der Effizienz, der Effektivitat, des bes-
seren Einsatzes von Mitteln aktiv auseinanderzuset-
zen!

Wir haben hier im Parlament ja Anfang des Jah-
res auch diskutiert, wie hoch denn die Verpflichtung

der ESF-Mittel zur Halfte des Forderzeitraums war,
da haben Sie es ja noch nicht einmal geschafft,
50 Prozent der ESF-Mittel zu verpflichten, geschweige
denn auszugeben, und dann wollen Sie uns hier er-
zahlen, das sei alles effektive Arbeitsmarktpolitik, was
hier in Bremen stattfindet. Das heiBt, auch Ihre ei-
genen Zahlen sprechen eine andere Sprache. Unab-
hangig davon war es doch klar, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, dass nach der Beendigung,
nach dem Auslaufen der Krise auch die Arbeitsfor-
dermittel reduziert werden. Jeder, der hier etwas an-
deres behauptet, ist doch politisch naiv und ignoriert
die Realitat. Dass der Aufschwung leider an Bremen
vorbeigeht, ist natiirlich auch ein Punkt, der die Men-
schen in Bremen und Bremerhaven besonders betrifft.

Angesichts dieser Reden kénnen wir wohl nicht er-
warten, dass Sie unserem Antrag zustimmen, den-
noch werbe ich dafir, sich zumindest einmal in ei-
nem stillen Kammerlein mit dieser Problemstellung
auseinanderzusetzen. — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Herr Prasident,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Was vollig
richtig ist, das wurde auch schon angesprochen, die
Instrumentenreform ist ein Desaster, da kann ich
letztendlich Rot-Griin nur zustimmen. Wir haben an-
lasslich dieser Instrumentenreform verschiedene Nach-
forschungen auch in den Stadtteilen angestellt: Es ist
eine Katastrophe. Das heil3t, die soziale Spaltung wird
durch diese Reform in einer Weise fortgesetzt, die
indiskutabel ist. Den Kollegen Willmann muss ich in
einem Punkt korrigieren: Die Deckelung der Pauscha-
lenist aufgehoben worden, das ist nicht mehr Bestand-
teil der Instrumentenreform, darauf werde ich gleich
noch einmal zurickkommen. Es ist letztendlich eine
Art von Politik, die wir auf gar keinen Fall begriifen
konnen. Es ist wirklich bedenklich, was dort im Bund
passiert.

Ich komme jetzt noch einmal zu diesem Antrag von
Rot-Griin. Dazu muss ich ganz ehrlich sagen, dafur,
dass Sie so lang gebraucht haben, steht herzlich wenig
darin. Es ist wirklich richtig, dass das Einzige, was
dieser Antrag mehr oder weniger hervorbringt, die
Aufforderung ist: Wahltim Jahr 2013 Rot-Griin, dann
wird alles besser! Es ist Bundestagswahlkampf, was
hierin steht, viel mehr ist es nicht! Es ist richtig, was
darin steht, und es ist gleichzeitig zahnlos bis auf die
Knochen, weil Sie sich aus der Verantwortung steh-
len.

(Abg.Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/
Die Grunen]: Wo ist Ihr Antrag denn?)

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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Das tun Sie kontinuierlich seit Jahr und Tag, und hier
ist es jetzt wieder in diesen vier Punkten zusammen-
gefuhrt, dass sich wirklich nur noch die Balken bie-
gen. Sie tun ja gerade so, als ob es verboten ware,
Landesmittel zu verwenden, das ist ja ein Witz!

(Abg. Kottisch [SPD]: Und jetzt zum
Thema!)

Andere Bundeslander tun es ja schlieBlich auch,
und nicht nur die, die das Geld erklartermafen in gro-
Berem Umfang haben als wir, sondern selbstverstand-
lich auch Haushaltsnotlagelander. Berlin zum Beispiel
gibt dort 70 Millionen Euro hinein, wahrscheinlich
wird es sich in Zukunft andern, Die Grunen sind ja
jetzt dabei, es wird wahrscheinlich auch dort schlechter
werden, aber aktuell ist es noch der Fall, es ist mog-
lich. Im Saarland, das habe ich vor zwei Tagen schon
erwahnt, wird es verlangt, die SPD dort sagt ganz Kklar,
wir muissen das mit Landesmitteln unterstiitzen, so-
lange es im Bund so aussieht, wie es aussieht.

Warum gibt es hier nicht diese Verantwortung?
Diese Frage muss man doch ganz reell einmal stel-
len diirfen. Ich meine, selbst der Paritatische Wohl-
fahrtsverband hat doch festgestellt, dass mit dem Ver-
schieben des Arbeitsmarktressorts zu Wirtschaft und
Hafen durchaus, sagen wir einmal, die Sorgenfalten
auf der Stirn gepfliigt werden konnen. Es ist doch so,
dass unser Wirtschaftssenator tatsachlich Geld fiir
Dinge wie Tauchboote beziehungsweise Stande in
Shanghai ausgibt, die wir letztendlich nicht brauchen,
aber fur Langzeitarbeitslose ist doch kein Geld da.

(Abg. Oppermann [SPD]: Null Ah-
nung!)

Das kann ich leider iiberhaupt nicht unterstiitzen,
und deswegen muss ich sagen, wir konnen diesen
Antrag, der zwar inhaltlich nicht falsch ist, aber voll-
kommen an unserem Problem vorbeigeht, nicht un-
terstitzen. Wir werden uns dazu letztendlich enthal-
ten miissen, weil er uns nicht weiterfiihrt. Ich muss
sagen, wenn wir da einmal auf den Antrag der CDU
schauen, ist dieser zumindest konsistent, das muss man
Ihnen immerhin lassen, Sie bleiben Ihrer Linie treu.

(Abg. Tsch 6 pe [SPD]: Oh, Ihr werdet
noch Freunde!)

Ja, esist ja wahr, dass das, was Sie letztendlich dort
verfolgen, der CDU gerecht wird, das kann ich doch
nicht bestreiten!

(Abg. Ts ch o pe [SPD]: Ein intensives
Werben, Herr Kollege Rowekamp!)

Mit Werben hat dies iiberhaupt nichts zu tun, denn
wenn ich mir das anschaue, wirde ich also auf gar
keinen Fall sagen, dass die Bundesregierung aner-

kennenswerte Politik betreibt, das ist ja wohl nicht
wahr!

Ich moéchte auch noch einmal insbesondere auf
Punkt 6 zuruickkommen. Darin geht es um die For-
derung, dass nicht die Trager geférdert werden sollen,
sondern dass es um die Menschen geht. Ich finde, das
ist ein richtiges Ansinnen. Ich meine, wenn wir uns
in diesem Land einmal umschauen, dann miissen Sie
doch ganz klar sagen, in unseren Stadtteilen gibt es
so etwas wie soziales Kapital, das machen wir doch
gerade mutwillig kaputt. Strukturen sind sehr schnell
zerschlagen, dazu haben wir sehr viele Beispiele, auf-
gebaut werden sie sehr langsam.

Ich finde, das ist ein Wert, den wir hier gerade mit
FiBen treten. Sie konnen zu den Betroffenen da doch
nicht eiskalt sagen, wartet jetzt einmal bis 2013, dann
wird die Welt besser, einmal abgesehen davon, dass
sie unter Rot-Grin nicht besser werden wird! Letzt-
endlich ist das doch keine Haltung, die wir vertre-
ten konnen. Ich finde, das ist ein Appell, den wir ganz
ernsthaft meinen und fiir den wir soziale Verantwor-
tung haben. Ich mochte mich jetzt gar nicht in allen
Einzelheiten wiederholen, das habe ich am Diens-
tag hier auch schon gesagt, aber darauf zu schauen
und zu sagen, liebe Leute, wir konnen jetzt leider nur
mit den Schultern zucken, das, muss ich ganz ehr-
lich sagen, ist niveaulos und dunn. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Reinken.

Abg. Reinken (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich bin ja eigentlich auch immer
dafir, dass man sich in der Frage sozusagen ein biss-
chen tiber Fachlichkeit auseinandersetzt, deswegen
will ich es in diesem Diskussionsbeitrag einmal an
einigen Stellen versuchen. Es ist naturlich sinnvoll,
wenn es eingefordert wird, sich auch tiber Instrumente
zu unterhalten und nicht nur tiber die grofen Linien,
deswegen einmal ein paar Punkte zu den Instrumen-
ten und warum das, was Sie sagen, eben nicht rich-
tig ist.

(Abg. Kastendiek [CDU]: Sie glau-
ben, dass das nicht richtig ist!)

In dem Gesetz wird der sogenannte Vermittlungs-
gutschein gelassen, das ist ein Zugestandnis an die
FDP, die in diesem Haus ja nicht mehr vertreten ist.
Der Vermittlungsgutschein wurde mit groBem The-
aterdonner einmal eingefuhrt, weil man der Auffas-
sung war, die privaten Arbeitsvermittler konnen das
ja alles viel besser als die Agentur fur Arbeit. Dazu
gibt es eine Feststellung des Prifungsamtes des Bun-
des vom Mai 2011, in der es heiBit, das Vermittlungs-

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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gutscheinverfahren bleibt weiterhin gegenuber Miss-
brauch und insbesondere Mitnahmeeffekten anfal-
lig. In Uber einem Drittel der Falle lagen Anzeichen
fur Missbrauch oder Mitnahme vor, sagt das Prifungs-
amt. Dies bleibt im Gesetz bestehen, und daftir geht
ein Haufen Geld, 93,8 Millionen Euro, tiber den Tisch,
den Sie nicht antasten, weil die ideologische Vorstel-
lung, der private Arbeitsvermittler kann das wunder-
bar, in dieser Koalition eben eine Bestatigung erfahren
muss.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Der Bundesrechnungshof bemangelt dies, er sagt
Drehtiireffekt.

Sie lassen es darin. Das Thema Grundungszuschuss
ist angesprochen worden, er wird von einer Pflicht-
leistung zu einer Ermessensleistung, und die wird
dann sozusagen in die Hand des Fallmanagers in der
Agentur gegeben. Wir wissen, und dartiber sind wir
uns vielleicht einig, dass der Weg in die Selbststan-
digkeit fur viele Arbeitslose eine Chance ist, aus der
Langzeitarbeitslosigkeit herauszukommen. Wir ko-
finanzieren das mit landespolitischen MafBnahmen
auch immer unter der Voraussetzung, dass die MaB-
nahmen von den Agenturen und Jobcentern getra-
gen werden. Diese Mittel werden zu einer Ermessens-
leistung, das heiBt, die Frage ist dann nicht mehr, kann
ich das einfach machen, sondern als Arbeitsloser muss
ich zwei bis drei Wege machen. Zundchst einmal muss
ich uber das Jobcenter oder die Agentur die Grund-
lage haben und kann dann weitergehen. Das ist ein
vollig falscher Weg, der unnotige burokratische Hur-
den aufbaut, dies nur einmal zu dem Thema Entrim-
pelung und Neustrukturierung, da liegen Sie falsch!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Nun zu dem Thema Geld, dazu muss man ja auch
etwas sagen: Nattrlich ist es immer richtig, an sol-
che Haushalte auch sparsam heranzugehen, denn
letztlich ist das ja Geld, das wir alle in dieser Gesell-
schaft aufbringen mussen. Ich bitte Sie aber, dann doch
einfach einmal einen Blick in die Studie der Arbeit-
nehmerkammer Bremen vom Frithjahr dieses Jahres
zum Thema Aufstocker zu werfen. Sie werden fest-
stellen, wie viele Menschen ihren kargen Lohn durch
erganzende Leistungen aus ALG II aufstocken mius-
sen. Wenn wir einmal ausrechnen, was passieren wir-
de, wenn wir nur einen gesetzlichen Mindestlohn hat-
ten, dann wiirden wir deutlich mehr Geld fiir aufsto-
ckende Leistung sparen konnen, als wir gegenwar-
tig durch diese unsozialen Mafinahmen, die dort im
Bereich von Langzeitarbeitslosigkeit stattfinden, spa-
ren. Das ist einfach so! Dort gibt es riesige Sparpo-
tenziale, die wir einmal gemeinsam heben konnten,
wenn sich diese Bundesregierung dazu entschliefen
wirde, in der Frage des Mindestlohns ein bis zwei
Schritte weiterzugehen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich habe noch einige Anmerkungen zu Ihrem An-
trag. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist das Kernproblem,
ich glaube, dartiber sind wir uns einig. Der Hinweis
darauf, dass das im Bundesgebiet zuriickgegangen
ist, andert nichts daran, wenn wir uns als Bremer —
und das tun wir ja im Benchmark — auch uber die Job-
center und Arbeitsagenturen mit anderen Raumen
vergleichen, dass wir dann nicht schlechter, aber eben
auch nicht besser aussehen als die anderen. Sie wer-
den feststellen, dass die Raume, die wir zum Vergleich
heranziehen, es eben auch nicht schaffen, mit den
einfachen Wegen aus der Langzeitarbeitslosigkeit he-
rauszukommen, da nimmt Bremen tiberhaupt keine
Sonderstellung ein. Wenn Sie aber in den heutigen
Bericht der Agentur fir Arbeit fiir Bremen hinein-
schauen, dann werden Sie zur Kenntnis nehmen miis-
sen, dass die Veranderungen in der Arbeitslosigkeit
gegenuber dem Vorjahresmonat, und das ist auch ein
Ergebnis von guter Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik, 5,5 Prozent betragen, das teilt die Agentur fur
Arbeit heute mit.

Von verfehlter Politik zu sprechen, ist daher auch
ein bisschen diinn und weist an dem Problem vorbei:
Wir mussen uns um die Langzeitarbeitslosen kiim-
mern!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Zu Ihrem Antrag weitere Bemerkungen! Manche
Sachen finde ich dann auch nicht von zu viel Sach-
kenntnis gepragt. Sie sprechen davon, dass das Thema
ABM-MafBnahmen durch Streichung dieser MafBnah-
men jetzt endlich vom Tisch sei. In Threm Antrag steht,
dass auf das Thema ABM jetzt verzichtet wird, es wer-
de nicht fortgefiihrt. Wissen Sie, was die Realitat ist,
wie viele Menschen in Bremen und Bremerhaven
noch in ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen beschaftigt
sind? Ich glaube, 35 oder 36 Personen, einer in Bre-
merhaven und 34 oder 35 in Bremen! Das ist von dem
Instrument ABM-MafBnahmen tibrig geblieben, aus
diesem Grund ist es vollig egal, dass Sie das in ——.

Letzte Bemerkung zum Thema Zuschnitt der Ar-
beitsagenturen! Auch dies zeigt so ein bisschen, dass
da der Blick fehlt, was wirklich Realitat ist und wo-
mit man sich auseinandersetzen muss. Die Agentu-
ren fur Arbeit in Bremen und Bremerhaven nachher
zusammenzulegen oder nicht, dartiber kann sich man
lange streiten. Dazu gibt es eine Position, der Sena-
tor hat sich dazu gedaufBlert, was auch vollig richtig war.
Das Kernproblem ist aber doch, in der Arbeitsagen-
tur Bremerhaven werden knapp tiber 1 000 Arbeits-
lose verwaltet, mit Wesermtiinde und Umgebung ist,
sind es vielleicht 1 600. Die Arbeitsagenturen sind
doch gar nicht der Kern des Problems, das ist doch
Augenwischerei, das ist doch sozusagen ein Vorbei-
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gehen an dem Kernproblem. Die Arbeitslosen und
Langzeitarbeitslosen werden von den Jobcentern ver-
waltet, dort ist das Problem, denn dort findet tiberhaupt
keine Strukturdnderung statt. Daher muss man da jetzt
nicht ,Haltet den Dieb!” rufen und sagen, das Pro-
blem l6sen wir unter anderem dadurch, dass wir die
Neugliederung der Arbeitsagenturen anders machen,
das ist nicht das Kernproblem.

Unser Kernproblem ist die Langzeitarbeitslosigkeit,
und ich sage Ihnen — dazu haben wir im Koalitions-
vertrag eine Reihe von Vereinbarungen getroffen —,
egal, was Berlin dort nun gerade macht, wir werden
diesen Weg der Integration in den ersten Arbeitsmarkt
naturlich konsequent und effektiv weitergehen, aber
wir verlangen auch, dass er mit ausreichenden Mit-
teln ausgestattet wird. — Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Pradsident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Sie stellen sich
hier vermessen hin und sagen, hier in Bremen ist er-
folgreiche Wirtschaftspolitik betrieben worden, da
schauen Sie sich doch bitte einmal die Arbeitslosen-
statistik auch im Vergleich zu anderen Bundeslan-
dern an, in der Bremen zuruckliegt. Wir sind das
absolute Schlusslicht unter den westdeutschen Bun-
desldandern und werden auch noch von Berlin tiber-
holt, da konnen Sie doch nicht von guter Wirtschafts-
politik sprechen, meine sehr verehrten Damen und
Herren!

(Beifall bei der CDU)

Ich will einmal einen Punkt aufnehmen, Herr Kot-
tisch hat sich auch schon gemeldet, er wird es sicher-
lich gleich in rosaroten Worten wieder bestens dar-
stellen: Sie haben den Griindungszuschuss, um nur
einen Punkt einmal zu erwdhnen, angesprochen,
Pflicht oder Ermessen. Ja, ich bin davon tiberzeugt,
dass die Ermessensentscheidung die richtige und die
bessere ist.

(Abg. Frau D o g a n [Bindnis 90/Die Gru-
nen]: Wenn Ihnen meine Nase nicht passt!)

Es kann doch nicht — und da mussen wir einmal ehr-
lich sein! —jede Grundungsidee automatisch eine Er-
folg versprechende Grundungsidee sein. Daher muss
es an der Stelle einen Ermessensspielraum geben, ob
diese Mittel sinnvoll eingesetzt sind, weil die Betrof-
fenen doch sonst wieder in einer Sackgasse landen.
An vielen Stellen der Arbeitsmarktforderung ist es
eben das Problem, dass hier und dort doch Sackgas-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

sen entstehen und man deswegen differenzieren muss,
auch was die o6ffentliche Beschaftigung angeht. Man
kann dabei nicht pauschal in die eine oder andere
Richtung gehen, so wie Herr Reinken das macht,
entweder oder, schwarz oder weil}, nein, die Welt sieht
ein bisschen differenzierter aus.

Ich betone die Notwendigkeit, sich die Instrumente
sehr detailliert und differenziert anzuschauen, um
dann zu entsprechenden sachgerechten Ergebnissen
zu kommen. Das, was Sie hier machen, ist einfach
plumpes Handeln, Mainahmentrager schitzen, Be-
troffene sind egal, und so kommen wir nicht weiter!
— Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Kottisch.

Abg. Kottisch (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Heute haben wir ein wenig Zeit,
und ich denke, deswegen sollten wir uns diesem wich-
tigen Thema auch etwas ausfuhrlicher widmen, als
es vielleicht sonst moglich gewesen ware.

Herr Kastendiek, ich bin doch ziemlich erstaunt,
Sie sprechen hier von Monokausalitat, Sie meinen viel-
leicht Monotonie. Monoton ist Thre Rede gewesen,
monoton in eine Richtung, und Monokausalitat kann
ich in keiner Weise feststellen, schon gar nicht im
Beitrag meines Kollegen Herrn Reinken, der war au-
Berst ausdifferenziert, an inhaltlichen Aspekten aus-
gerichtet, und er hat sich mit Instrumenten ausein-
andergesetzt.

Ich hatte ja bereits vermutet, dass Sie auch auf das
Thema Wirtschaftspolitik eingehen, ich mochte aber
zunachst ganz kurz auf Ihren Antrag eingehen.

(Abg. Kastendiek [CDU]: Das war ab-
gesprochen!)

In Threm Antrag ist keine Rede von den Menschen.
Thr Antrag spart vollig aus, dass es in Zukunft dar-
um geht, Menschen mit Integrationsproblemen ver-
starkt einzubeziehen. Ihr Antrag spricht nicht davon,
dass es darum geht, die riesigen Potenziale in die-
sem Land, die beispielsweise in Frauen stecken, star-
ker auszunutzen. Ich war gestern beispielsweise bei
der Verleihung des Existenzgrindungspreises von
belladonna,

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Wir auch!)

eine ganz wunderbare Veranstaltung im Ubrigen. Ich
muss sagen, dies ist eine Entwicklung in Richtung
Existenzgrindung im Land Bremen, die es zu unter-
stiitzen gilt, gerade auch das Existenzgriindungsnetz-

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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werk B.E.G.IN betreffend. Ich wundere mich auch,
dass Sie das kritisieren, denn das haben Sie ja sei-
nerzeit auch mitentwickelt, das sind wunderbare Ins-
trumente, um die Wirtschaftskraft dieses Landes zu
fordern.

(BeifallbeiderSPD-Abg. Kastendiek
[CDU]: Wem sind denn die Mittel gekurzt
worden?)

Wenn Sie den , Weser-Kurier” heute einmal lesen,
dann lesen Sie, dass wir in Bremen im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt eine tiberdurchschnittliche Wirt-
schaftsleistung erzielen. Ich weil} gar nicht, wie Sie
uberhaupt auf die Idee kommen konnen, dass hier
eine schlechte Wirtschaftspolitik gemacht wird. Ich
sehe in Ihren Auﬁerungen immer das Problem, dass
Sie auch die Wirtschaft in Bremen schadigen, indem
Sie das Problem der Arbeitslosigkeit immer wieder
hervorheben. Ich denke, die Griinde fiir die Arbeits-
losigkeit in diesem Land sind hier bekannt, dartiiber
miissen wir nicht immer wieder sprechen, das sind
strukturelle Probleme, die haben gar nichts mit ei-
ner schlechten Wirtschaftspolitik zu tun.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Auf eine bestimmte Phase der Wirtschaftspolitik hier
im Lande mochte ich gar nicht im Einzelnen einge-
hen.

Ich finde es schade, dass Sie es verpasst haben,
heute in dieser Debatte dieses Thema differenziert
zu behandeln. Der einzige differenzierte Beitrag kam
aus dem rot-grunen Bereich,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

den habe ich sehr genossen. Ein wenig mehr Kau-
salitdat wurde in der Tat nicht schaden, in jedem Fall
weniger Zynismus, das ware nett. Ich hoffe, dass wir
in der Zukunft auf einer etwas anderen Ebene mit-
einander diskutieren konnen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin erhalt das
Wort die Abgeordnete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE) *): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich bleibe dabei, ich wirde
trotzdem sehr gern wissen, was nachstes Jahr in Bre-
men passiert, und nicht einfach, was wir uns letzt-
endlich auf der Metaebene in Bezug auf die Bundes-
regierung austauschen. Ich meine, wenn es Ihnen ein

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Anliegen ist, warum kiimmern Sie sich eigentlich nicht
um den VBB-Tarif? Das ist der Beschaftigungstarif der
VaDiB, des Verbunds arbeitsmarktpolitischer Dienst-
leister in Bremen, dort fangen wir bei 1 100 Euro brutto
an. Das ist komischerweise Rot-Griin kein Anliegen,
dasist auch den Gewerkschaften hier kein Anliegen.
Dort wird von Mindestlohn gesprochen, aber das ist
vom Mindestlohn so meilenweit entfernt, dass die
Menschen dann wieder aufstocken missen.

Sie haben zu Recht diese Studie angesprochen,
es stimmt ja auch, da kommen wir keinen Schritt wei-
ter. 2008 waren wir noch bei 1 000 Euro brutto, wir
haben darum gekampft, dass es ein wenig ansteigt,
dass es armutsfest werden soll, existenzsichernd, wir
sind immer noch meilenweit davon entfernt.

Was ist mit den Kosten der Unterkunft, die Sie ein-
sparen konnten, wenn Sie auskommlich sozialversi-
cherungspflichtig bezahlen wiirden? Nicht einmal
diese Einsparung wird dort hineingegeben. Es ist doch
alles so sehr mager und ein Offenbarungseid, das
spottet doch jeder Beschreibung. Bei den Tragern mit
ihren Ein-Euro-Jobs ist es doch so, sie erhalten ihre
Pauschalen dafiir. Ich meine, letztendlich konnen sie
ihre Infrastruktur restrukturieren, das geht erst einmal,
das kann aber doch nicht unser Anliegen sein! Wir
konnen doch nicht sagen, dass diese Menschen letzt-
endlich auf diesem Level am ausgestreckten Arm ver-
hungern. Von den sozialversicherungspflichtigen Res-
ten, genannt Entgeltstellen, haben wir aktuell — ges-
tern haben wir es gehort — noch ungefahr 540 hier
in Bremen. Auf die Frage, wie sieht es da im Januar
aus, hief es, nun, es wird drastische Einschnitte ge-
ben. Das war die Aussage gestern! Wie ist es im Ja-
nuar 2012 hier im Land? Auf diese Frage hatte ich
gern eine Antwort, und nicht nurich, sondern all diese
Projekt- und MaBBnahmeteilnehmer in unseren Stadt-
teilen. Dazu sollten Sie sich vielleicht durchringen und
sich damit beschaftigen, es wiirde uns einen Schritt
weiterbringen! — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Prof. Stauch.

Staatsrat Prof. Stauch: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Sie haben tiber einen
Dringlichkeitsantrag der CDU und einen Entschlie-
Bungsantrag der SPD zu entscheiden. An dem Dring-
lichkeitsantrag der CDU kann ich nicht richtig sehen,
was daran eigentlich wirklich dringlich ist. Er besteht
im Wesentlichen aus Versatzstiicken von Presseerkla-
rungen der Bundesregierung und aus Begrindungs-
teilen des Gesetzentwurfs. Ich glaube, die Blurger-
schaft muss sich doch fragen, ob ein solcher Gesetz-
entwurf im Interesse des Landes Bremen ist oder
nicht. Das ist, glaube ich, die Kernfrage.

Dieser Dringlichkeitsantrag setzt im Wesentlichen
darauf, dass der Gesetzentwurf der Bundesregierung
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durchgefihrt werden soll. Dieser Gesetzentwurf lasst
fir Bremen drastische Nachteile befiirchten. Die Ar-
beitsmarktmittel in Bremen betragen ungefahr 20 Mi-
llionen Euro, das, was der Bund einsetzt, 150 Millio-
nen Euro. Bremen hat also einen Anteil von 14 Pro-
zent, 86 Prozent betragt der Anteil des Bundes.

Jetzt werden in einem ganz groen Segment die
Mittel des Bundes heruntergefahren, das kann Bre-
men uberhaupt nicht in einem beachtlichen Malie
kompensieren, das ist ausgeschlossen, vor allen Din-
gen im Bereich der Langzeitarbeitslosen. Bremen hat
einen Anteil von 39 Prozent Langzeitarbeitsloser, das
ist nicht so ungewohnlich, denn Stadte wie Duisburg,
Dortmund, Essen, Koln und Diisseldorf haben hohere
Anteile, 41 bis 45 Prozent. Wir haben die Zahl der
Langzeitarbeitslosen hier um 0,3 Prozent reduzieren
konnen, das ist wenig. In anderen Regionen, in Ham-
burg zum Beispiel, ist der Anteil der Langzeitarbeits-
losen um 4,5 Prozent gestiegen. Auch Hannover hat
nur ganz leicht reduzieren konnen. Das ist ein sehr
schwieriger Personenkreis, den darf man nicht ab-
schreiben, das muss man ganz deutlich sagen: Wir
durfen die Langzeitarbeitslosen nicht abschreiben!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Dieser Gesetzentwurf fliihrt aber dazu, dass mit ihm
ganz wesentliche Elemente der Forderung von Lang-
zeitarbeitslosen entfallen, das muss man ganz deut-
lich sagen. Nur der Personenkreis, der nah am Ar-
beitsmarkt ist, wird im Wesentlichen weiter gefordert
werden koénnen. Im Ubrigen entfallen im ganz gro-
Ben Umfang Fordermoglichkeiten. Daher, denke ich,
kann man diesem Dringlichkeitsantrag auf gar kei-
nen Fall zustimmen.

Es geht um die Eingliederungschancen insbeson-
dere von Personen, die arbeitsmarktfern sind, fir sie
mussen Beschaftigungsmoglichkeiten auch aufrecht
erhalten werden, das ist in Bremen mit bremischen
Mitteln nur sehr eingeschrankt moglich, das wird die
Trager negativ treffen, aber nattirlich auch einen gro-
Ben Teil der Langzeitarbeitslosen.

Der EntschlieBungsantrag der SPD geht aus mei-
ner Sicht genau in die richtige Richtung, davon
konnen wir im Arbeitsressort jedes Wort unterschrei-
ben. Natirlich ware es gut, wenn wir diesen Gesetz-
entwurf verhindern konnten. Unsere Moglichkeiten
sind eingeschrankt, wir werden uns mit allen Mitteln
dafiir einsetzen, dass er sich im Prinzip so nicht durch-
setzt.

Ich mochte noch auf einen bundespolitischen Zu-
sammenhang hinweisen, der mir auch ganz besonders
unter den Nageln brennt! Wenn man auf der einen
Seite die Mittel fur die Arbeitsférderung herunterfahrt,
in ganz zentralen Bereichen also richtig strukturell
Blocke herausnimmt, auf der anderen Seite tiber Steu-

ersenkung spricht, dann, finde ich, ist das ein Zusam-
menhang, der iberhaupt nicht akzeptabel ist.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Die Steuerbelastung soll reduziert werden, und auf
der anderen Seite wird bei dem Personenkreis, der
besondere staatliche Férderung braucht, in ganz gro-
Bem Umfang die Forderung eingeschrankt. Der Se-
nat empfiehlt Thnen, den Dringlichkeitsantrag der
CDU abzulehnen und den EntschlieBungsantrag der
SPD anzunehmen! - Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Prasident Weber: Das hatte jetzt auch Premiere,
Herr Professor Stauch!

(Heiterkeit— Abg. Rowekamp [CDUJ:

Wir wiirden uns eben kurz beraten, weil wir

nicht wissen, wie wir damit umgehen sol-
len!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst iber den EntschlieBungsantrag der
Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Grinen ab-
stimmen.

Wer dem EntschlieBungsantrag der Fraktionen der
SPD und Biindnis 90/Die Griinen mit der Druck-
sachen-Nummer 18/69, Neufassung der Drucksache
18/67, seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafir SPD und Biindnis 90/Die Griinen)
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU)
Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem EntschlieBungsantrag zu.

Ich lasse jetzt iber den Antrag der Fraktion der CDU
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 18/68 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir CDU)
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(A) Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Mit Beendigung dieses Tagesordnungspunktes ha-
ben wir fir heute unsere Tagesordnung erledigt. Ich
darf Ihnen dann fur den weiteren Tag alles Gute wiin-
schen.

Ich schlieBe die Sitzung.

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den

Antrag ab.

(Schluss der Sitzung 11.45 Uhr)



Druck: Hans Krohn - Bremen



	Eröffnung
	Flagge zeigen gegen Seepiraterie – Bremische Reeder und Schiffsbesatzungen vor Übergriffen durch Seeräuber wirksam schützen
	Abg. Bödeker
	Abg. Willmann
	Abg. Schildt
	Abg. Rupp
	Abg. Bödeker
	Abg. Schildt
	Abg. Willmann
	Staatsrat Dr. Heseler
	Abstimmung

	Beteiligung der Fachdeputationen bei der Verteilung der Einnahmen aus Wetten
	Abg. Tschöpe
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Rupp
	Abg. Strohmann
	Abg. Dr. Güldner
	Staatsrat Lühr
	Abstimmung

	Langzeitarbeitslose müssen Chancen auf Arbeit behalten
	Abg. Reinken
	Abg. Willmann
	Abg. Kastendiek
	Abg. Frau Bernhard
	Abg. Reinken
	Abg. Kastendiek
	Abg. Kottisch
	Abg. Frau Bernhard
	Staatsrat Prof. Stauch
	Abstimmung


